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Lebensmittelgeschäfte und Frissurläden dürfen amkommendenSonntag
vormittags offen halten .

Der Landeshauptmann von Wien hat eine Verordnung erlassen ,
die den Kleinhandel mit Lebensmitteln und den Kleinverschleiss der Le¬
bensmittelerzeugungsgewerbe einschliesslich des Verschleisses von
Fleisch ,Fleischwaren und tierischen Fettwaren amkommendenSonntagin
der Zeit von 6 Uhr früh bis 10 Uhr vormittags gestattet .Ebenso ist in
einer Verordnung des Landeshauptmannes von Wien die Sonntagsarbeit im
Gewerbeder Friseure ,Raseure und PerückenmacheramkommendenSonntag
in der Zeit von 8 Uhr bis 11 Uhr vormittags gestattet worden .

WIENER LANDTAG
Sitzungam26 .April1933 .

DerzweitePräsidentThallereröffnet nach17UhrdieSitzur
Die Ageordneten Nachtnebel ,Leopoldine Glöckel und Genossen haben anden

amtsführenden Stadtrat für Finanzen eine dringliche Anfrage eingebracht .
Diese dringliche Anfrage gelangt sofort zur Verhandlung ;Schriftführer
Abgeordneter Pokorny verliest die Anfrage ;sie lautet :

" DieBundesregierunghat durchVerordnungvom19 .April
1933die Gewährleistungsbestimmungaufgehoben .Diese Bestimmungbotden
Ländern und Gemeinden einen Schutz gegenüber allzu grosser Willkür bei der
Abgabenteilungsgesetzgebung des Bundes ,indem sie ihnen den Anspruch auf

einen Betrag sicherte ,der dem Ertrag der Abgabenteilung des Jahres 1923 ,

vermehrtum30Prozent ,entsprach .FürWien ,dasdie Ertragsteile inden
Voranschlag1933auf Grundder Gewährleistungsbestimmungeingesetzthat ,
werden die Einnahmen durch diese Verordnung um mindestens 22 Millionen
Schilling gekürzt ,wodurch das Gleichgewicht des Wiener Gemeinde -undLan¬
deshaushaltes empfindlichet gestört wird .

Die Bundesregierunghat durch Verordnungauch einenver¬
fassungswidrigen Eingriff in die Länder -und Gemeindeautonomiebegangen ,
indemsie Ausnahmsbestimmungenfür die EinhebungderLustbarkeitsabgabe
erliess .Dies trifft Wienwiederin finanzieller Beziehung ,hat aberdarüber
hinaus grosse grundsätzliche Bedeutung .Alle Länder müssen sich dagegen

zur Wehrsetzen ,dass eine Bahnbeschritten wird ,die zur völligenZerstörun
der Selbstverwaltungführt .

Die Gefertigten stellen daher an den Herrn Finanzreferenten
die Anfrage :

Welche Schritte hat die Landesregierung unternommen und

welcheSchritte gedenktsie zu unternehmen,umdie schwerenSchädenabzu¬
wehren ,die die Bundesregierung Wienzugefügt hat ?"
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Abg .Nachtnebelbegründetdie Notwendigkeitderdringlichen
Behandlungmit demHinweisdarauf ,dass alle Parteien einInteresse
daranhaben ,zu erfahrenwelcheSchritte die Landesregierungrespektive
der Firanzreferentgegendie Massnahmenergriffen hat ,die dieRegierung
in der letzten Zeit gegenGemeindeundLändergetroffen hat .DieGemeinde
und das LandWienhaben ihr Budgetauf Grundvon Gesetzen undVereinbarunge
aufgestellt ,die sei nerzeit im Nationalrat beschlossen bezw .getroffen
wordensind undds gehtdahernicht an ,dassdannnachkurzerZeitndie
Regierungunter Aussshaltungdes Parlamentsdie LänderundGemeinen
durch Notverordnungen schädigt ,die im Gegensatz zu densoinerzeit
beschlossenenGesetzenbezw .getroffenen Vereinbarungenstehen .

St . R.Dr .Dannebergverweistdarauf ,dasssich derLandtag
ver einigen Wochenmit der Abänderung jener gesetzlichen Bestimmung
durch die Aundesregierungbeschäftigt hat ,durch die Steuereinhebung
in WienundGrazdiesenbeidenGemeindenüberlassenist . Wienhatdafür
vomBundeineEntschädigungbekommen,hattedafüralle Lastendieser
Steuereinhebungzuübernehmen.Durchdie einseitigeLösungdieserFrage
bleiben der Gemeinde Wien die Lasten ,während sich der Bund die Steuer - ¬

einhetungnimmt ,wodurchaumder GemeindedasEntgeltfür die Einhebungve
lorengeht .NachdieserschwerenfinanziellenSchädigungderGemeindeWien
hat derBundwiederzweiGelegenheitengesucht ,die GemeindoWien
empfindlichzu schädigen ,vondenenbeide prinzipielle Bedeutunghaben
und die eine auch eine grossa materielle Bedeutung .Im ersten Falle
handeltes sich umdie sogenannteGewährleistungsklausel,die inder
AbgabenteilungsgesetzgebungOesterreichs eingeführt ist .BeimVerfassungs

gerichtshofist einFrozessanhängig,dendieGemeineWiengegendenBand
angestrengthat ,da er ihr auf Grunddie ser Gewährleistungsklausaldie
sichfürdasJhr1932ergebendenZahlungennichtleistenwill .Bekanntlich
setzt dieGewährleistungsklauselin dhrerletztenFassung ,diesieim
Jahre1925bekommenhat ,fest ,dassdieLanderundGemeindenjedesLan-¬
desAnspruchdaraufhaben ,bei derApgabenteilungimJahremindestensso¬
vielzubkommen,wiesie imJahre1923bekommenhaben ,vermehrtum30Prozent.DieRegigungkonntedieRechtmässigkeitdieserBestimmungnicht
in Zweifelziehen .DieseBestimmunghatfür dieGemeindeundfür dasLandWienfürdasJahr1932schonpraktischeBedeutungerlangt ,dadieErträge
derAbgabenteilung,dieunsüberwiesenwordensind ,denBetragnichtmehr
erreichthaben ,derin derGewährleistungsklauselals derMindestbetrag
festgesetztist . Damalsist nuneinStreitüberdieInterpretationdieserKlauselentstanden.DieBundesregierunginterpretiertdieseKlauselso ,
dasssie für dasJahr1932nureineNachzahlungvon213Millionenan
PandundGemeindeWienzuleistenhätte ,währendnachunsererRechnung
dieseNachzahlung19 ' 6Millionenbeträgt .WerdieKlauselrichtigin¬terpretiert,darüberwirdnunderVerfassungsgerichtshofzuentscheiden
haben. LieBundesregierungscheintaberkeinrechtesZutrauenzuihrer
eigerenRechtsauffassungzuhaben ,dennsie hat in der letztenSitzung,
diederNationalratabgehaltenhat ,fürdasJahr1933einenGesetzent¬
wurfeingebracht,derdieseKlauselab1933abschafft .NunhatdaeRegierung
eineNotvereordnungzurBeseitigungdieserKlauselaufdemWegedes
kriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzeserlassen.Icwillmichhier
nichtwiederin eineErörterungeinlassen ,in wieweitundobdieAnwendung
deskriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzesüberhauptgerechtfertigt
ist odernicht .Aberselbst wennjemandaufdemStandpunktsteht ,dass
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dieses Gesetznochzurecht besteht unddass es gemässseinemWortlaut
und Sinn heute noch angewendet werden kann,muss man sagen ,dass dennoch
in diesemFall ein Missbrauchdieses Gesetzes vorliegt ,wie er ärgernicht
gedacht werden kann .Das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetzsagt
selbst in seinem Titel wörtlich ,dass es die Regierung ermächtigt ,aus
Anlass der durch den Kriegzustand verursachten aussererdentlichen Ver¬
hältnisse Verfügungenauf wirtschaftlichem Gebiet zu treffen .Es wirdniemal
behauptenkönnen ,dass mandanmmit diesemGesetzetwas aus derWelt
schaffenkann ,wasin der Zeit des Kriegesüberhauptgar nichtbestanden
hat ,sondern was erst 6 J,hre rach dem Krieg ,im Jahre 1924 ,eingeführt

wordenist ( HörtHört bd . Scz .dem . )Die Gewährleistungsklauselist derGe
setzgebungder Kriegs - undVorkriegszeit völlig fremdgewesenundeine
solche Bestimmung ist erst im Jahre 192 )überhaupt in die österreichische
Gesetzgebunggekemmen .Daher scheint es völlig absurd ,mite inemGesetz ,
das Verhältnisse der Kriegszeit ,Verhältnisse ,die aus demKriegszustand
hervorgegangensind ,regeln will ,die Frage die serGewährleistungsklausel
zu behandeln .Es ist daher selbstverständlich ,dass die Landesregierung
schonausdi semGrundbeschlessenhat ,die VerordnungderBundesregierun
be imVerfas sungsgerichthofanzufechten .Dasist gesternin derSitzung
der Landesregierungbereits geschehen( Lebh .Zustimmung. d .Mehrheit) .
Aberabgesehenvonder Frage der VerfassungsmässigkeitderVerordrung
mussdiese Angelegenheitmit Rücksicht auf ihre grosse finanzielle Trag¬
weite für Stadt und Land Wien ein wenig näher beleuchtet werden .Manmuss
sich vergegenwärtigen ,aus welchemAnlassdieGewährleistungsklausel
überhaupteingeführtwordenist .Damals ,imJahre194 ,hatdie
BndesregierungvondenLändernundGemeindeneinOpferfür ihreneigenen
Haushalt verlangt . Siehat verlaungt ,dass von den Beträgan ,die denLän- ¬
dernundGemeindenausder Abgabenteilungzustehen ,ein Betragvonzu¬
nächst50/Schillihg,derdannaufhoMillicnenermäsigtwordenist ,zu¬
gunstendesBundesverweggenommenwerdensoll .Damalsist dassogenannte
Bndespräzipuumeingeführtworden .In Besorgnis ,dass durchdieseVor¬
wegnahmeeinesnamhaftenBetragesLänderundGemeindenallzusehrgeschä¬
digt werdenkönnten ,hat nun die Bundesgesetzgebungin demgleichenGe- ¬
setz ,in demdieses Präzipuumeingesetzt wurde ,auchdieGewährleistungs-¬
klausel eingeführt ,umwenigstensein Mindestmassan Ertrag derAbgaben¬
teilung für jedes Landunddie Gemeindenjedes Landeszu sichern .Diese
VorwegrahmeeinesBetragesfürdenBundbestehtheutenochindemselbenAusmasszurecht wie im Jahre 1926 .Nochimmerwerdenho Millionenall¬
jährlichabgezogen,bevordieVerteilungderGelderaufLänderundGe-¬
meindennach den SchlüsselndesAbgabenteilungsgesetzeserfolgt .DerGrund
warumdiese Gewährleistungsklauseleingeführtwurde ,besteht alsoweiter .
Ihn hat die Regierungnicht abgeschafft ,wohlaber hat sie jetzt dieGe¬
währleistungsklauselabgeschafft,diedieLändervorallzustarkenWirkun¬
gendiesesBundespräzipuumsschützensollte .DieloMillionensindeine
starre Summe,die gleichhochstehengebliebenist,obwohldieSteuerer¬
träge seither wesentlichzurückgegangensind .DerBundbehauptetnun
indemMctivenberichtzudemGesetzentwurf,derderNationalratseinerzeit
vorgelegt wurde ,dass ,wenndie Gewährleistungsklauselnichtabgeschafft
würde ,der Bunddie Kestender Abgabenteilungdes Jahres 1931zutragen
hätte und das wäredochoffenkundigungerecht .Tazuist zu sagen ,dass
nirgendwosteht ,dass ,wennder Bunddurchdie AbgabenteilungdesJahres
1931in Mitleidenschaftgezogenwerdensollte ,dæsetwaverbotenundzu
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verhindernist .Denndae Apgabenteilungsgesetzist auchim Jahre1931
wieindenvergangenenJahrenein Gesetzgewesen ,das der Bundunter
seiner Verantwertungzu machenhat ,ein Gesetz ,für das derNationalrat
unddie Bundesregierung ,also die Bundeskörperschaftenverantwortlich
sind . Wennnunin diesemGesetzvonGemeindeundLandWiengrosseOpfer
verlangt worden sind ,so wäre es Sache der Bundesgesetzgebung ,darauf
zuachten ,dassdieseOpfarnichtzugrosswerden ,dassdadurchderMin¬
destbetraggefährdetwird ,derunterallen UmständeneinemLanddurch
die Gewährleistungsklausel gesichert ist .Diese Käånsel bekemmtauch
ge genüber Abgabenteinungebestrebungen ihren besonderen Sinn undsetzt
demDrängen ,die Teilungder Abgabenimmerwie der zuungunstendeseinen
undzugunstendesanderenPartnerszuändern ,einegewisseGrenze. Esistwenn
dahernurmehrals Rechtundbillig ,/die Gewährleistungsklauselbestehenbleibt ,geradein Anbetrachtder AbgabenteilungsgesetzgebungdesJahres
1931. Uebrigenshatsichherausgessellt,dassimJahre1931dieneueAbga¬
benteilunggar nicht einmaldie Wirkunggehabthat ,dass dieGewährleistung
klausel zur Anwendungkommenmusste ,sondernerst ein Jahr später hatdie -¬
se AbgabenteilungimVereinmit denBestimmungenüber das Präzipuumaus
demJahre1924und1926undimVereinmitder Tatsache ,dassdieSteuerm
in der Wirtschaftskrise stark rückläufig gewordensind ,dieAnwendung
dieser Klauselnotwendiggemacht .DerBundhätte sich davonbefreienkönn
wenner in denJahren1931und1932einenWeggegangenwäre ,der ihnim
Parlamenteindringlichangeratenwordenist .dener abernichtgehen
wollte .DerBundhat bekanntlichin diesenbeidenJahreneineReihevon

SteuererhöhungenvorgenommenundzwarvonErhöhungenauchsolcher
Steuern ,die bishergeteilte Abgaben,alsoAbgabenwaren ,derenErtrag
teilweise LändernundGemeindenzufliessen .Esvist damalsimParlament
immerwiedermitNachdruckderStandpunktwertretenworden,dass ,wenn
der BundSteuernändert ,die geteilte Abgabensind ,auchdieSteuererhö¬
hungenseinenPartnernzugutekommenmüssen .DieBundesregierunghatden
Standpunktahgelehnt,sowohlbeiderVerdoppelungderWarenumsatzsteuer
wieauchbei denKrisensteuernaufdasEinkommenundhat dieseSteuern
zu 1ooFrozentfür sich behalten .Natülichhabendiese Stauernaufdie
anderengedrückt .Denndie Verdoppelungder Wrenumsatzsteuerhatsich
selbstverständlichauchin denPreisenausgedrücktundeineErhöhungder
PreiseodereineMindersenkungderPreisein einerZeitderKriseverrin¬
gert begreiflicherweise den Konsum ,senkt daher auch den Ertrag derurpsr
lichenSteuer ,dieeinegeteilteist,verringertalsoaufdieseWeisedie
Gesamtsumme,die LänderundGemeindenbekommenundmachtdie Frageder
WirksamkeizderGewährleistungsklauselaktuell .Dassindallesalsokeine
Argumente,die der Bundfür sich in Anspruch nehmenkann .Sondernumgekehrt
sprechenalle die se Argumentenur dafür ,dass dieGewährleistungklausel
auch heute und gerade heute ihren guten Sinn hat und dass esinfolge¬
desseneineinseitigerAktgegenLändernundGemeindenist ,wennderBund
dieseKlauselaufgehobenhat . Der§6desFinanzverfassungsgesetzessagt
ausdrücklich ,dass die Bundesgesetzgebungnicht nur auf diefonanzielle
LagedesBundes ,sondernauchaufdie EphaltungderfinanziellenLebens¬
fähigkeitderLänderundGemeindenRücksichtzunehmenhat .DiesemZweck
dientauchdie GewährleistungkklauselunddiesemSchutzhat natürlichjede
Land ,haben die Gemeindenjedes Landes und diesen Schutz darf selbst¬
verständlich auch Land und Gemeinde Wien für sich in Anspruch nehmen undwi
manwohlsagen darf ,Wiengerædeerst recht .Das ist auch einmal indiesem
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Saalevoneinemsehr namhaftenPolitiker anerkanntwoden ,derschon
damalsderheutigenMajoritätdesGemeinderatesheftigeVorwürfedarüber
gemacht hat ,dass sie die finanziellen Interessen der Gemeinde Wiengegen - ¬
üher demPundzu wenigvertritt .Dieser Politiker hat damalsundzwar
sehr richtig gesagt :„ DieOrdnungder Finanzender Stadt Wienist eine
Staatsfrage aller ersten Ranges .Darummüssendie Spitzen desStaates
mehrals ein theoretisches Interesse zeigen .Sie müsseneinsehen ,dass
ein Zusammenbruch der Finanzen der Stadt Wien mehr als ein lokales Er¬
eignis ,dass er eine Staatskatastrophe wäre ,die unter denTrümmern
alles begrabenwürde ,wasnochin unseremVaterlandan Wertenbesteht . "
Dann sprach die ser Redner im besonderen über die Ueberweisungen ,die der

Dundan die GemeindeWienmachtunder sagteä "DiesdUeberweisungensind
nur ein Ersatz für die Auslagen ,die Wienaus Gene indemitteln für den
Staat undstatt des Staates gemachthat .Damitist aber nochkeireswegs
der Stellung Rechnunggetragen ,die die GemeindeWienin diesemStaate
einnimmt .Andere Staaten haben für ihre Hauptstädte seit jeher vielr

mehrgetan und zwar in ihrem wohlverstandenenStaatsinteresse getan ,
als es bei uns bisher geschehen ist . "Der diese Worte am 26 .Juni
1919 hier in diesem Saale gesprochen hat ,war der damalige christlich¬
soziab Stadtrat Dr .Kienböck ( Hört Hört b .d .Mehrheit ) ,der nachher Finanz

ministergewrrdenist ,jetzt Nationalbankpräsidentist undderauch
heute noch als eine grosse Auterität in allen finanziellen Fragen /gilt .
Esscheintnur ,dassdinneWortenichtmehrGeltunghaben .Eenndasser
seinen Standpunktjetzt etwageänderthätte ,weil nicht mehrwieim
Jahre 1919 Sczialdemokraten auch in der Staatsregierung sitzen ,möchte
ich nichtannehmen.Dassdie Gewährleistungsklauselbesteht ,hataber
nocheinen anderentieferen Grund .Unsere .Finanzverfassung ,diewir
seit 1221922haben ,hat den LändernundGemeindenein sehrwichtiges
Rechtimwesentlichengenommen,das ihnenin der Virkriegszeitzuge-¬
standenist .nämlichdasUmjagerechtaufBandessteuern.Einkommensteuer,
Erwerbsteuer ,Körperachaftssteuermüsstenumlagefreibleiben.
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Die Gebäudesteuern ha der Bund den Ländern undGe¬

meindenüberlassen ,er verweigert ihnen aber heute nachderZestörung ,
die sie in der Inflationszeit erfahrenhaben ,denWideraufbaudieser
SteuernaufdieHöhederVorkriegszeit.Auchdort ,wodiesesVerlangen
vondenLändernundGemeindengestörtwordenist .AlsErsatzfür dasUm
lagenrechthatmandenLändernundGemeindeneinen Anteil an denBundes¬
steuern gegeben ,auf die Umlagennicht mehrgelegt werdendürfen ,undda
diese Bundessteuern in ihrer Höhe ausschliesslich von der Bundesgesetz¬
gebungabhängig sind ,ist damit der Bundeigentlich der Herr übereinen
sehr beträchtlichen Teitl der Lamdes -und Gemeindeeinnahmen in Jesterreich

geworden ,denndie ErtragsanteiledesBundesmachenja in vielenGemeinden
undin manchenLändernetwaeinDrittelderGesamteinnahmendieserKörper¬
schaften aus .Wennnun der Bundnach Belieben die Abgabenteilungändert
undalle dieBestimmungenausserKraftsetzt ,diedenLändernundGemeinde
einengewissenSchutzangedeihenlassen ,ohnedasser denLändernundGe¬
meindenihr Umlagenrechtwiederzurückgibt ,dannwird die ganzeSelbstver¬
waltung ein hohler Plunder .Denn wenn diese Selbstverwaltung nur darin
besteht ,dass mandas Recht hat ,Geld auszugeben ,aber keineMöglichkeit
Geldeinzunehmen,dannist natürlicheine Selbstverwaltungauf dieDauer
unmöglichgeworden.

Das muss umsomehr gesagt werden ,als der Bund nochein
anderessehr wesentlichesRechtin der Finanzverfassunghat ,nämlichdas
Recht ,dass er auchdie eigenenLandes -undGemeindesteuern ,die venden
LändernundGemeindeneingehebenwerdenkönnen ,verhindernkann ,denn
ihn ja steht ja ein Wetorecht gegenüber diesen Steuern zu ,sodassalso

auchin dieserBeziehungfür dieseKörperschafteneineBewegungsfreiheit
nicht mehrgegebenist .Die Auswirkungendieser ganzenPolikik ,wennsie
missbraucht wird ,sind ja heute schon deutlich sichtbar .Der Bundhat
rückläufigeEinnahmen,wasin derWirtschaftskrisedurchausverständlich
ist .Wastut er ?Er hat in den letzten zwei Jahren wiederholtErhöhunge
seiner Einnahmenvorgenommen .Er hat die Eisenbahn -undPosttarife erhöb
er hatdieMonepolpreisefürSalzundTabakerhöht ,er hatauchbeiden
Steuern keine Zurückhaltung geübt ,er hat die Zölle im Allgemeinenund
dieFinanzzülleimBesondernerhöht ,er hatdieWarenumsatzsteuermit
einigen Aussnahmenverdeppelt ,er hat eine Besoldungssteuerganzneu
eigeführt ,er hat zwei Krisensteuern auf das Einkommen gelegt ,eine
Ledigensteuereigeführt ,undso weiter :AlledieseSteuer -undTarif¬
erhöhungen haben in dem Zeitpunkt ,in dem sie gemacht wordensind ,
zusammenmindestens200MillionenSchillingbetragen.DasErgebnisdavon
ist ,dass ,wennauch immer wieder eine rückläufige Entwicklungeingetret
ist ,der Bundkeine so katastrophale Schrumpgungder Einnahmenzuver¬
zeichnenhatwiedieLänderundGemeinden.

WennichmirdieBundesrechnungsabschlüsseanscheue
undvergleiche ,wasderBundin denletztenJahrennachAbrechnungder
Anteile der LänderundGemeindenan SteuernundZölleneingenommenhat
so zeigt ,sich ,dassdieseEinnahmenkonstantgebliebensind .Siehaben
im Jahre 1929 887 Millionen Schilling ,im Jahre 1930 899Millionen ,
imJahre1931892Millionenbetragenundsind für 1933mit882Millionen
präliminiert .DazukommennochgesteigerteMonopolerträge.Beiden
LändernundGemeindenist diese Entwicklungkeineswegszuverzeichnen,
denn der Bundselbst hat sie behindert .Die WienerLandes -undGemeinde¬
steuern habenim Jahre 1929210 . 5Millienen Schilling getragen ,und
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währendder Bundfür das heurige Jahr an Einnahmenebensovielprälimi¬
niert wieimJahre 1929 ,sind die Gemeindeeinnahmen,die wirpräliminie¬
ren kennten ,um mehr als 20 Prezent auf 166 Millionen Schilling gesun¬
ken .( HörtHörtbei denSoz .dem . )Undwennich vondemErträgnis¬
anteilen rede ,so ergibt sich ,dass GemeindeundLandWienimJahre1929
Ertragsanteile von110MillionenSchilling erhalten haben ,für dasJahr
1933das Avisodes Bundegaber nur mehreinschliesslich der neudazu¬
gekommenBenzinsteuer 64 . 2Millienen Schilling verheisst ( Hört Hört bei
denSez .dem.) ,währendwirschonvor1eJahren66 . 5MillionenSchilling
bekommenhaben .

Mankannverstehen,dassderBundbestrebtist ,sein
Budgetin Ordnungzu halten ,aber es ist eine völlig kurzsichtigeFinanz¬
politik ,wenn der Bund immer nur an seinen Haushalt denkt und nicht über¬
legt ,dass alle LänderundGemeindenin .Oesterreich zusammeneinenHaus¬
halt haben ,der etwa ebense gress ist wie der Bundeshaushalt .Wennder
Bund glaubt ,dass er nur an seine eigenen Budgetsorgen zu denkenund
sich sonstumnichts zu kümmernhabe ,ja dasser imGegenteildieMög¬
lichkeit habe ,alle anderen daran zu behindern ,ihren öffentlichen Haushalt
in Ordnungzuhalten ,dannwirder damiteinenöffentlichenfinanziellen
Bankrotterzeugen ,aberer wirddamitnichtOrdnungimöffentlichenHaus¬
halt schaffen .Es wundert mich daher garnicht ,dass die Ländervertreter
der Regierungsparteien ,die in der vorigen Wochebeisammengewesensind ,
wie man hört ,eine sehr scharfe Sprache geführt haben ,denn hier handelt
es sich ja nicht nur um Probleme ,die Land und Gemeinde Wienangehen ,
sondern die ,wennauch Wienzunächst betroffen wird ,doch alle anderan
in einerganzausserordentlichenWeiseangeht.

SchondieeineTatsache ,abgesehenvonallenanderen,
fordert zumschärfsten Protest heraus ,dass die Regierungförmlich

überNachteinemLande22MilllionenSchillingwegnimmt.( Zustimmungbei
den Soz .dem . )Ich frage :Wasdenkt sich so ein Bundesfinenzminister
eigentlich ,wie ein Haushalt aufrecht erhalten werdenkann ,wennman
ihmüberNacht22MillionenSchillingderEinnahmen,aufdieer vonRechts
wegenrechnenkonnteunddieer präliminierthat ,einfachraubt?

FoPnSchen die Tatsache und die etc ,in der das geschah ,fordert zueinem
energischen Protest heraus .( Zustimmungbei den Scz .dem . )Undichglaub
dass dieser Pretest auch bei den anderen Ländern und GemeindenBeachtung
finden wird ,weil das ,wie gesagt ,nicht bloss eine WienerAngelegenheit

ist . Esist sehrbeliebt ,alles unterdemGesichtspunkt
zu betrachten ,ob es den Sozialdemokratenschadet oder nicht .Obdabei
grosse sachliche Interessen gefärdet werden ,ob ein eminentesStaats¬
interesse dabei zugrunde geht ,ist den Herren ,die eine selche Betrach¬
tungsweiseüben ,völlig gleichgültig .Ich erinnere daran ,dass ,als
vor zwei Jahren umdie Abgabenteilung gekämpft werden ist ,damalsder
jüngsteSternandempolitischenHimmelderWienerchristlichsozialen
Partei ,der AbgeordneteHrymtschak,der seither der ewigeFinanzminister¬
kandidatgewordenist ,giftgeschwolleneRedengegendie GemeindeWiengehaltenhat ,obwohler einWienerAbgeerdneterist .DieRedenwarense ,
dass nicht einmaldie Reichspostsie abgedruckthat ,sonderndassman
schondie Heimwehrblätterlesen musste ,umihren Wertlaut kennenzulernen
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Der Heerhat damalsgesagt ,die Regierungund der Nationalrat soll nur
der Gemeinde Wien die Gelder wegnehmen ,je mehr desto besser .Derselbe

Herr Hrymtschakhat in der Osternummerder Reichspost von heuereinen
Artikelgeschrieben,in demer wiederseineMeinungüberdiefinanziælle
Sanierung zumBesten gübt ,und hat in diesem Artikel die Regierungaufge¬
fordert ,nauePläne finanzieller Art gegendie GemeindeWienauszuhecken.
Es ist aber ein Irrtum zu glauben ,dass solche Pläne immerwiedernur

Wientreffenkönnen ,sie sindeineAngelegenheit,die alleöffentlichen
Körperschaften angeht .Ich möchte doch darauf verweisen ,dass durch die
Aufhebung der Gewährgleistungsklausel schen zwei andere Kategorien be¬
troffenwerden .DieGemeindenvonNiæderösterreichundvonKärnten

SOstehen heuer schon mit ihren Ueberweisungen. .nahe an derGewährleistung
grenze ,dass ,wenndiese Ueberweisungenin Niederösterreichnurum
8 Prozent hinter den präliminierten Summenzurückbleiben ,was ganzbestimmt
der Fall sein wird ,die Gewährleistungsklauseleine praktischeBedeutung
auch für die niderösterreichischen Gemeindenerlangt .Undwennmansich
nun vor Augen hält ,dass in dem Abgabenteilungsgesetz drinnen steht ,

dass ,wenndie GewährleistungsklauselausserhalbWiensGeltungerlangt ,
das Geldvonder Landesregierungverwendetwerdensell undmusszurUnter¬
stützung besonders netleidender Gemeinden ,dann sieht man ,dasshierf
Gelder den Gemeinden entzogen werden ,die in den notleidenden Orten

vorallemfür dieöffentlicheFürsorgehättenVerwendungfindenkönnen.
Aehnlich ist der Fall in Kärnten ,wo ein 14 prozentiger Rückgangder
prälimierten Zuweisungenvon heuer auch schon derGewährleistungsklausel
praktische Bedeutung gebenwürde .

AehnlichstehendieDingeauchin derzweitenFrage,
die der Anfragestellerzur Sprachegebrachthat ,in der FragederLust¬
barkeitsabggbe .Die Bundesregierung ist auf einmal als Schützerin des
Kulturgutes aufgetreten und hat erklärt ,es müssedieLustbarkeitsabgabe
für die Bundestheater abgeschafft werden .( Abgeordneter Dr .Riehl :
Dahatsie recht! )Wirwerdengleichschen ,ebdieserStandpunktwirklic

41richtig ist .Es ist . . d ;imLaufedes jetztenJahr¬
zehnts undfrüher auch schonim er wiedergesagt worden ,mankönnedoch
den Bundestheatern keine Steuer auferlegen ,da sie ohnedes einDefizit
haben ,Aber die Lustbarkeitsabgabe trifft ja in Wirklichkeit nicht das
Theater ,sondern ist eine Steuer ,die ,wie schon bei ihrer Einführung - ¬

der
sie ist nicht von sozialdemokratischenMehrheit ,sendernvonder
christlichsezialen Mehrheitwährenddes Kriegeseingefährt worden- ¬
mitRechtgesagtwordenist ,denBesuchertreffensell .Nunkönnteman
sagen ,dass ,wenndiese Steuersehr hechist ,wenigstensindirektdas
Theater durchsie getroffen wird .WennSie aber bedenken ,dass dieSteuer ,
die heute in Wiendie Sprechtheater und die Staatsoper schon seit einigen
Jahren zu zahlen haben ,I Prozent ausmacht ,so wird niemandsagenkönnen ,

soichedass eine/Pelastung irgend eine Nötigung erzeugt ,die Theaterkartenpreise
zu diüicken .Wennman nun überhaupt auf dem Standpunkt steht ,dass das
kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz heute noch gilt ,dann mussman
sagen ,dass ,wenn die Kriegberhältnisse weiter gelten ,in denenman
die Lustbarkeitsabgabe ausdrücklich auch für diese Theatergeschaffen
hat ,undzwarmiteinemhöherenPerzentsatz ,als er heuteexistiert ,
dann diese Steuer heute umsomehrgerechtfertigt ist ,als ganzwesentliche
Einnahmender Gemeinde,die damalsentscheidendwaren ,heutegarnichtmehr
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existieren .Als die Lustbarkeitsabggbe im Jahre 1917 in diesem Saale
zumzweiten Malbehandelt wurde ,hat der Referent ,der damåligeVize¬
bürgermeisterHossmitgeteilt ,das Obershpfmeisteratmhabesich
dagegen verwahrt ,dass demBurgtheater und der Oper die Steuer aufer¬
legt werde ,denn diese beiden Theater hätten ein Jahres defizit von
1 1/2 Millienen Kronen .Damalshat der Generalredner Bro in derDebatte ,
GemeinderatKunschak ,eine Redegehalten ,in der er wörtlichgesagt
hat :" Wirhabengehört ,dass die Hoftheater die Steuer nichtbezahlen
wollen .DerTeufel hole die Hoftheater !Wirhabenmit ihnengarnichts
zu tun ,wir halten uns nur an die Leute ,welche die Hoftheater besuchen .
Die Hofverwaltungwird dochnicht die traurigen Muthabenzuerklären ,
die BesucherdesBurgtheaters ,Leute ,welchehundertKrenenundmehr
für einen Abendaufgeben ,müssenverschent bleiben von der Abgabe ,die
derarmeBettelbub ,wenner amSonntageinmalin seinKinogeht ,
zahlen muss ." (Hört Hört bei den Soz .dem .- Zwischenrufe bei
den Christl . soz . )Wirverkennennicht ,dass die Staatstheaterihre
besenderegresse Bedeutunghaben ,aber ich sage ebenso: ZumTeufel ,
das geht mich in diesem Augenblicke nichts an ,ich frage nur ,
ob der Besucher dieser Staatstheater nicht wie jeder andereTheaterbe¬
sucher eine Abgabean die Gemeindezahlen kann .( Beifall bei denSoz .
dem .) UeberlegenSie sich nur einen Augenblick ,was das praktisch be¬
deutet .Jemand ,der eine billige Karte in ein Staatstheater kauft ,die

2 Schilling88Groschenkostet ,zahlt bei h ProzentLustbarkeitssteuer
nech 12 Greschen dazu ,sodass die Karto dann 3 Schilling kostot .Eswird
mirniemandsagen ,dassjomand ,dergowilltist ,zweiSchilling88Grosche
auszugeben ,wegander 12 GroschenGemeindgsteuernicht mehrinsTheater
gehenwird .( ZustimmungbeidenSoz .dem. )Undwennmansagt ,dass
jemand ,der 1o Schilling für einen Sitz zahlen kann ,wegender loGrescher
Lustbarkeitssteuer an demTheaterbesuchbehindert wird ,so ist daseinfach
lächerlich .Und wenn man sagt ,dass jemand der 1o0 Schilling für eine
Logeausgebenkann ,nicht L Schilling Lustbarkeitssteuer zahlenkann ,
so müsste mannoch einen ganz anderen Ausdruckgebrauuhen .

Es ist ja auch garnicht wahr ,dass die Menschen ,die
sich das leisten können ,sich dagegen zur Wehr setzen .Das alles ist
in Wirklichkeit nur eine Ausrede ,die sich die Herren der Regierungzu
recht gelegt haben .DasDefizit der Bundestheater ,der ein paarMillione
Schilling ausmacht ,stcht in gar keinemZusammengangmit der Steuer ,die
vielleicht 5 Prezent des ganzen Defizits ausmacht .DieBundesregierungs
redet sich da auf die Kulturaus .Aberdas ist nichts als einebodenlose
Heuchelei .( Lebhafter Beifall bei den Soz .dem . )Man muss sich nur
vor Augen halten ,in welchem Zusammenhangdiese Dinge zubetrachten
sind .In denJahren 1916und1917 ,da in diesemSaal dieLustbarkeits¬
akgabe beschlossen wurde ,gab es noch eine Hauszinssteuer in Wien ,zu
der das LandNiederösterreichunddie GemeinddWienUmlageneingehoben
haben ;gesondert gab es noch eine hohe Mietzinsumlage auf diese Haus¬
zinssteuer .Die Gemeinde Wien hat im Jahre 1913 aus der Besteuerung
der Wohnungenund Geschäftslekale allein 73 Millionen Goldkronenoder ,
zumalten Schlüssel umgerechnet ,105MillionenSchillingeingenommen .
( HörtHörtbei denSoz .dem . )Undwennich die Landeszuschlägevon
Niederösterreich ,die ja jetzt auchWienzufallen ,unddiestaatliche
Steuerfür die WienerWehnungenundLokale ,die ja jetzt auchderGemeinde
Wiengchört ,dazurechne ,so war die Besteuerungder WohnungenundGeschäft
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lokale in Wien im Jahre 1913 185 Millionen Schilling .Dieser Tatsache
steht gegenüberderErtragderheutigenWohnbausteuerimBetragevon
17 Millionen Schilling ,alse ein Viertel des Betrages von damals .Dazu
kommtaber noch der Unterschied ,dass die Gemeinde Wien heute diese Wohn¬
bausteuer mit einer Skala einhebt ,die man damals nicht gekannt hat ,
denndamalshabenalle Wohnungen,GeschäftslokaleundWerkstättenein¬
heitlich rund ho Prozent des Mietzinses an Steuern bezahlt .Denken
Sie einenAugenblickdaran ,dassalle 20Gemeindesteuern ,die wirheute
haben ,einschliesslich der Wohnbausteuer166MillmonenSchillingtragen ,
also gegenüberder Wchnungsbesteuerungvendamalsum19 MillionenSchilling
weniger .Würdedie Wohnungs -undLckalbesteuerungder Vorkriegszeither¬
gestellt werden ,dannkönntemandie Lustbarkeitsakgabenicht nur fürdie
Staatstheater ,sondernfür alle Theaterundalle WienerGemeindesteuern

abschaffen . Esistabernochetwaszubedenken.ImJahre1913und
währenddes Krieges hatte eine Arbeiterwohnungvon30 KronenFriedenszins
monatlich 12 Kronendavon ,also lo Prozent ,an Steuernaufzubringen ,
dassind 18SchillingimMonat ,währenddie gleicheArbeiterwohnungheute
90 Groschen Wohnbausteuer zahlt ,alsg den zwanzigsten Teil dessen ,was
vor demKriegegezahlt werdenmusste .Vonden 576 . 000Wohnungen ,diees
heuteals steuerpflichtigin Wiengübt ,zahlen366. 000eineSteuer,
die blos 2 Prezent des Goldzinses ausmacht ,gegenüber lo Prozent vordem
Kriege ,undweitere124 . 900Wohnungenzahlenmehrals zweiProzent ,aber
weniger als drei Prozent .Das heisst ,85 Prozent aller WienerWohnungen
zahlen heute eine Steuer bis höchstens3 Prozent ,währendsie vordem
KriegehoProzentihres Goldzinsesgezahlthaben .WirhabeninWien
97 . 000stouerpflichtige Geschäftskokale .Davon zahlen 32 . 00c ,ein
volles Drittel ,nur 2 Prozentihres Goldzinsesstatt lo Prozentundweitere
18 . 000Lokale zahlen zwischen 2 und 3 Prozent .Das heisst also ,80Prozent

aller WienerGeschäftslokalezahlenheutenurbis 3 ProzentWohnbausteuer,
während sie vor dem Kriege lio Prozent des Goldzinses an Steuern gezahlt

haben.
Undnunfrageich :HatmanfürdieKulturnichtmehr

geleistet ,wonnmandie drückendenStouernauf Luft undLicht fürdie
schlechteste Arbeiterwohnung abgeschafft ( Lebhafter Beifall bei denSoz .
dem . )und wennmansich dafür andere Steuerobjekte gesucht hat ,beidenen
diese Steuern erträglicher sind und der Kultur weit woniger Abbruchtun ?

Ich glaube ,daas manbei domSteuersystem ,das wir hier eingeführt haben ,Herrdie Kultur wahrhaftig besser werteidigt ,als das ier unterrichtsminister
zu tun glaubt ,wenner die Lustbark itssteuer für die Bundestheater auf¬
hebt .( LebhafterBeifall weidenSoz .dem. )

Wennvon Kultur die Rede ist ,so mussman
daran erinnern ,dass es besser wäre ,wenndie Regierungdieses Wortgarnicht
in den Mundnähme .Wennder BundKultur schützen wall ,so hätte orauf
demSteuergebictedazuAnlassgehug .ZurKulturgehört in ersterLinie ,
dassmandenMenschenein menschlichesDascinverschafftunddassmanos
ihnenmindestensnicht erschwert .Es wärekulturell vonvielgrösserer
Bedeutunggewesen ,wennder Bundim Naticnalrat den Anträgennachgegogen
hätte ,dass bei der Einführung der Warenumsatzsteuerwenigstensdie
wichtigsten Lebensmittel von dicser Steuer freibleiben .( Lebhafter
BeifallbeidenSoz .dem. )DerBundhataberimmerwiederdenStandpunkt
vertreten ,er müssealle Lebensmittelbesteuern ,under hat sichimvorgange
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nendihseier entselesnen ,claligetenigeUielligeArtllel .ven. d5.
Vordopplungfreizulassen ;DieeinfacheSteuerzahlensie alle .Dassder

selbe Besucher der Oper oder des Burgtheaters ,der I Prozent desEin¬
trittspreises an Lustbarkeitsabgabe zahlt ,1 ProzentWarenumsatzateuer
zahlen muss ,findet der Bund nicht kulturwidrig .Wasfordert nunder
Bundan Warenumsatzsteuer? Mansage mir jetzt nicht ,dass dieGemeinde
Wienihren Teil davonhabe ,denndie SezialdemokratenhabenimParlament
in denletztenJahrenwiederholtbeantragt ,geradedieselebenswichtigen
Artikel von der Warenumsatzsteuer freizulassen ,und die GemeindeWien
hatdemBundwiederholterklärt ,dass ,wennmanihr dieBewegungsfreiheit
in der Steuergesetzgebunglasse ,sie auf diese Anteile verzichtenwerde .
DieWahenumsatzsteuerauf Kartoffelnbeträgt 4 1/2 Prozent ,dieWaren¬
umsatzsteuer für Zucker ohne die wahnsinnigeZuckersteuer 8Prozent ,
auf Eier 7 Prozent ,auf Mehl . 8Prozent ,auf Milch 7 Prozent ,auf in¬
ländische Schlachttiere 9 Prozent ,auf Seife . 6Prczent ,auf Obst8Pro¬
zent ,auf Schweinefett 11 Prozent .Dabei nenne ich immerInlandswaren ;
für die ausländischenWarendieser Gatungenis die Warenumsatzsteuerbe¬
kanntlichhöher.Esscheintmiralso ,dassderjenige,dereineMilchsteuer
von7 ProzentvondenkleinenKindernverlangtundderaufKartoffelnund
auf Brot eine solche Steuer legt ,nicht das Recht hat ,van Kulturzu
reden ,wennein anderer1 ProzentAbgabevomBesucherderStaatstheater
verlangt .( LebhafterBeifall bei denSoz .dem .- Zwishhanrufebeiden
Grhistl .soz . )Wirsind natürlichnicht etwagegendieStaatstheater ,
wir sind nicht etwa so banausisch zu sagen ,die Leute sollen nicht ins

anTheatergehen ,abermissbrauchtdasWortKultur ,wennmanseinegehässigen
Angriffegegendie GemeindeWienundgegendie ArbeiterklassemitRedens¬
artenüberKulturbeschämt.

Manhört mitunterauchdasArgument ,os sei nichtstatt¬
haft ,dass die Gemeindeden Bund besteuere .Das kann nur jemandsagen ,
der unsere Finanzverfassungsgesetzgebung und unsereBundesverfassung
nicht kennt .ImArtikel 17 der Bundesverfassungsteht ausdrücklich ,dass
der Bundals Träger vonPrivatrechten gar kein anderes Rechthabe ,als
irgend jemandanderer ;er hat nur die einzige Sicherung ,dass erals
TrägervonPrivatrechtennichtschlechterals ein Landesunternehmenbe¬
handelt werden darf .Es kommthundertmal vor ,dass ein Bundesunternehmen
vonder Gemeindeundein GemeindeunternehmenvomBundbesteuertwird .

fürIch erinnere daren ,dass jedes EssenimVersorgungshaus ,dassdjede
SchülerausspeisungWarenumsatzsteueran denBundgezahlt werdenmuss ,
dass . B .der Bunddie öffentliche Strassenbeleuchtungder Gemeindemit
einer Steuer von600 . 000Schilling im Jahr belegt .( Hört Hört beiden
Soz .dem. )DabeihabendieVerordnungszaubererderRegierunggarnichtbe¬
morkt ,dass sie mit der plötzlich herausgeschossenenVerordnungüberdie
Staatstheater dem Theatergewerbe unter Umständen einon Schadenzufügen ,
dass das ,was sie tun ,eigentlich ein Angriff auf die Privattheater ist ,
die mitRochterklären ,dassdochder Staat nicht wolle ,dassdieTheater
unter verschiedenartigenKonkurrenzbedingungenarbeiten .Nunhabenos
allerdings die WienerTheaterdircktoren sehr eilig gehabt und sinddem
HerrnUnterrichtsminister ,der ja zugleich auchLandeshauptmannvonSteier¬
markist ,bis nachGraznachgefahren ,umihmdenfreundlichenRatzu
geben ,die Lustbarkeitsabgabegleich für alle WienerTheateraufzuheben.
Und Herr Rintelen ,den das nichts kostet ,hat ihnen natürlich eine freundli
Zusage gegeben .Es ist klar ,dass in dieser Krise natürlich in allcrerster
Linie die Vergnügungsindustrie leidet und dass auch alle Angestellten ,Schau
spieler ,Musiker oder andere Angestellte ,die Krise ebenso verspüren wisdieUnternchmer in diesen Berufen .
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Wennder Buzdaber so argumentiert ,mögeer arklären ,warumer danngrat
für Theaterkarten

im Vorjahre eine Verdopplung der Warenmaatzsteuer / vorgenommenhat ,
Sokanndochdie SteuerteilungzwischenBundundGemeindenichtgemeint
sein ,dass die Gemeindedie SteuernnachlassenSoll ,die der Bundauf¬
erlegt ,umsoweniger ,als os sich gerade bei der Lustbarkeitsabgabe
umdie eigen ste Domänchandelt ,die für die Gemeindeda ist .Nach§7
des Abgabenteilungsgesetzeshat jede Gemeindesogar ohncLandesgesotz
dasRocht ,bis zuTrozentLustbarkeitsabgabevonjedemEintritta¬
gold einzuheben .In diesem § stcht gar keine Ausnahmeud diese Bestimmung
ist crat im Jahre 1931 neu formuliert worden( HörtHört b,d . Soz . )Vor
2 Jahren war os also noch ein Grundsatz der Bundesgesctzgebung ,dass
jede Gomeindeohne Landesgesetz bis zu 20 ProzontLustbarkeitsabgabe
ohne weiteres einheben darf ,und heute gibt derUnterrichtsminister
eineVerordningheraus ,durchdiediesr §desAbgabenteilungsgesetzes.
ergänzt wird ,er gülte mit Augnahmejener Theator ,die drUnterrichts¬
minister zuebezeichnenbelicbt .Weilder Kriegszustandeinen Eingrifforfo
dero ,wirdein Gesetz ,dasimJahre1931,alse13JahronachKriegsschluss,
formuliert wurde ,abgeändert ,obwohl os ein Grundsatz derFinanz¬
voßfassug ist ,dass Landesstouernnur durch Landsgesetzo gemachtworden
dürfen ,aber nicht viellcicht vomBundher durch eine Verordnungdes
Unterrichtsministers .Dazukommtnocht ,dass gerade dasAbgabenteilungsgese

gee ist wiekeinanderes ,dassgeradhdigsesGosotzvcrein¬ein Vertrag
bart istin LangwierigenundkompliziertenVerhandlungen .Der§ 6des
Finanzverfassugsgesetzes setzt fest ,dass in gewissenFällen ,wennder
Bundfinanzioll gegenLänderundGemeindenvorgeht ,denLändernsogar
oin klagbares Recht gegenüber don Bund Grwächst infolge von Schädigu gen
die die Länder durch dio Bundesgosctzgebung orfahron .Die Fälle ,umdie
ossichdahandalt,sindik§6aufgezähdt.DerFall ,dassderBundeinen
TeileinerLandesstguerkonfisziert ,wiedasjotzt goschchenist ,istim
§ 6 nicht enthalten .An einen solchen Einfall ,der demganzen Geist der
Finanzverfassungwiderspricht ,hat derGesetzgeberoßDenbernichtgedacht.
Er hat aberdochimallgemeinenvorgeschen ,dassein solcherFall
eintretenkönnto ,uhddaherhoisstes i § 6 ,dassderBundauchsonst
auf dic Einanziolle Lobensfähigkeitder LänderundGomgindenBedacht
zunehmonhabe ,auchwennkoinklagbaresRochtbostcht.NunmöchteichaberdochzurRegicrurg .gewondctfolgondes
sagen :Ueber die ganze Abgabenteilu g ist am 25 .Jänner 1931 ein regel¬
rechterVertragzwischondenNntionalratsparteienundzwischenderRegio¬
ru g undderGemeindeabgeschlossenworden .Daist insbosondersgineVor¬
einbarungabgoschlossenworden,diedieGemeindesteuernbetrifft .DerVer¬
tragist unterzoichnetseitensderGomeindedurchdenVizebürgermeister
Emmerlingu d die StadträteBreitnerundWebergundseitensderBundes¬
regieungdurchdendamaligenBundeskanzlerDr .Endr ,unnVizckanzler
Schober ,denFinanzministerJuch ,denMinisterWinklerunddemMinister
Rowabh .Es haben also 5 Minister der damaligen Regierung diesen Vortrag /
der sowohldemMinisterratsprotokolleinverleibtist ,wieauchheider
GomeindeWienaufhewahrtwird ,unterzoichnctu d einer der Herron ,der
HerrWinkler,ist heutenochMitglioddarRegierung,hrVizckanzler.
In derVereinberug stchtnu ,dasseincganzeReihevonWienerGemeinde¬
steuernabgeändertwordensoil ,u a zwarteilweisenachdenWünschen,die
damalsdie Gomeindd.Wiengeäusnorthat,toilweiscnachdenForderungon
dosBudes .Dasalles
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ist dannimFrühjahr1931imWienerLandtagauchwirklichscdurchgeführt
würdenundin die somVertrag hat sich die GemeindeWieninsbesondere
vorpflichtet ,gewisseSteuerermässigungen ,die damalsschenbestanden
haben ,aber befristet warenundzwarinsbesondere auchdieErmääsigungen
bei der Lustbarkeitsabgale ,wie es in diesem Vertrag wörtlich heisst ,
durchLndesgesetzbeschlüsse ,d eren Inhalt imEinvernehmanmit derBun¬
desregierungfestzustellen ist für die Zeit vom . . 1931bis Ende1935
aufreshtzuerhalten .DieBundesregierunghat sich dagegenin demVertrag
verpflichtet ,gegen bestimmte Gesetzesbeschlüsse des WienerLandtages
kein Veto einzulegen und der GemeindeWienauch Garantien gegendie
AuswirkungverschiedenerAnfechtungenvonGemeindesteuernbis Ende1935
zu geben .Jede Aenderung der Wiener Steuerrechte ,die die Bundesregier
bungeinseitig vormimmt ,selbst wennsie verfassungsmäsigdazuberech¬
tigt wäre ,wasgar nicht der Fall ist ,ist nichts andoresals einVer¬
tragsbruch( Lebli .Zustimmung. d .Mehrheit ) .Auchwennder damalsgeschlosen
Vertrag beimZivilgericht nicht einklagbar ist ,so ist derVertragsbruch
nicht weniger diffamierend ,als er wäre ,wennauf die Einhaltung desVer¬
trages geklagt werdenkönnte .Aberabgesehendaven ,das ganzoVorgehen
der Regierungin dieser Frageist ja verfassungswidrig .Manhaterst
heute aus der Wiener Zeitung gesehen ,wie die Regierungverfassungsrecht¬
lich den Eingriff begründet .Die Vorednungnennt sich einDurchführungs¬
gesotz zum Aksatz 3 des § 6 des Finanzverfassungsgesetzes . Wennman

diesen Absatzdaraufhinuntersucht ,wasdie Regierungdaraus für sichgel¬
tend machen könnte ,so steht untersanderem darin ,dass der Bund das Recht
habehinsichtlich der LandesabgatenBestimmungenzur Verhinderungüber¬
nässiger Belastungenzu treffen .Danmeine IprezentigeLustbarkeitsabgabe
eine übermässige Belastung wäre ,wird wohl niemand sagen können und zwar

umsoweniger,als andemselbenTage,andemdieseBestimmungimParlamentbe¬
schlossen wurde ,in einer Novelle des Abgabenteilungsgesetzes die Gemeinde
ermächtigt wurden ,auch ehne Landesgesetzeine 2oprozentige Lustbarkeits -¬

abgabe zu machen ,Vorher waren sie sogar berechtigt ,eineSoprezentige
Lustbarkeitsabgabeeinzuheben .Wennmandie Gemeindedazuermächtigt
hat ,kannmannwohlnicht sagen ,dassli Prozentstatt der 20eineübermässi
Belastung ist .Daher kann dieser Grund für die Anwenedungdes Absatzes 3
unmöglichin etracht kommen .Es könntenochein zweiter Grundangeführt
werden .Es heisst nämlich in diesem Absatz ,dass auch die Schädigungder
Bundesfinanzenein Grundsein kann ,umein GesetzZüberLandesabgabenzu
machen.Manwirdabernichtbehaiptenkönner.dasseineSchädigungder
Pundesfinanzen plötzlich eingetreten sei durch eine Einrichtung die seit

demSahr 1916 ,also seit 17 Jahren besteht ,die jedenfalls besseht ,seit¬
demes einen Pund und seitdem es Bundestheater gibt .Aber selbst wenn
diese BegründungimmAbsatz3 einenHalthätte ,ist sie trotzdemfalsch
und verfassungswidrig ,weil es nämlichim Absatz53weiter heisst ,dassxin
allen diesen Fällen der Bund berechtigt sei ,grundsätzliche Anordnungen

zu treffen ,währendsich der Unterrichtsministeranmasst ,einfachdieThea¬
ter zu bezeichnen ,die von der Lustbarkeitsabgabe ausgenommenwerdensol¬
len under verstärkt seinenEingriffnochdadurch ,dæsesin einemweiteren
Paragrapher Notverorinunghaisst ,dass auch dort ,woder Bund ,einLand
oder eine Geme inde einem Theater eine Subvention gibt ,der Unterrichts¬

minister die Steuerfreiheit für diese Theater anordnenkann .Wennalso
z,B ,dasndSteiermarkeinemGrazerTheater100SSubventiongibt,kann
der Unterrichtsministe rin Wienanordnen ,dass die GemeindeGraz vondiesem
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TheaterkeineSteuereinhebendarf .Mansiehtwielächerlichesist ,dass
manhier einfacheinenWillküraktgesetzthat,derjedemSinnderFinanz-¬
verfassungwidersprichtundinsbesondereauchdeshalb ,weilder§5
der Finanzverfassungausdrücklichfeststellt ,dass Landesabgabennur
durch ein Landesgesetz gemacht werden dürfen ,sodass also eine Bundes¬
verordnungdamitgarnichtszutunhat .Wiebei derGewährleistungistes

auchhier eine Täuschungzu glaubem ,dass das eine WienerAngelegenheit
sei .DaszeigtschondereineParagraphderVererdnung,aberdasgehtnoch
aus einem anderen Umstand herver .Die Regierung masst sich hier Eigriffe
in die Landessteuergesetzgebung an . Wenndas ein Usus würde ,wäre ja kein
Landund keine Gemeindemehrsicher vor irgendeinemUeberfall ,dendie
Dundesregierungauf ihren Hushalt macht und ein solches Systemkann

nur zur Zerstörung der Landes -und Gemeindehaushalte führen .Wennman
nun bedenkt ,dass Lndes -und Gemeindehaushalt in Wirklichkeitheisst ,
Schule ,Fürsorge ,Angestelltenbezüge ,dassdasalsoDingesind ,diezu
tdafst in das ganze Leben der Bevölkerung eingreifen ,dann erknnt man ,
dasshierwirklichLebensnctwendigkeitenderganzenBevölketungvonder
Pundesregierung attakiert werden . Esist ein altes Srichwert ;derKrug
gehtsolangezumBrunnenbis er bricht undsolcheNotverordnungenwerden
solangegemacht ,bis die Bevölkerunges einesTagessatt habenwird,sich
dasgefallenzulassen .( Kebh.Beifall . d .Mehrheit) ,selbstwennderHerr
Vaugoin alle Tage seine Drohungen ausstösst .Die Gemeinde Wien wird natür - ¬

lich auchwegender Lustbarkeitsabgabealle Rechtsmittelergreifen ,die
ihr gemäss der Verfassung zustehen .Die Bevölkerung sieht aber ausdiesem
Vorgange ,undsie mögees nicht nur in Wien ,sondernim ganzenBundes¬
gebiete sehen ,dass sie das höchsteInteresse an der Wiederkehrverfassung
mässigerZuständehat ,weil kein Parlamentso töricht wäre,eine soein¬
seitige ,gehässige und staatsverderbende Finanzpolitik zu mahen ,wiesie
hier imDunkeldesAbsoludismusgedeiht .( Lebh .Beifall ) .

Ich schlagezumSchlusseøfolgendeEntshliessungvor :
" DerWienerLandtagerhebtfeierlichProtestdagegen ,dassdieBundesre¬
gierung ,ohne auch nur den Versuch zu Verhandlungen zuunternehmen ,
durchVerondnungenauf GrunddeskriegswirtschaftlichenErmächtigungs¬
gesetzesBestimmungendesApgabenteolungsgesetzesabändert ,diepolitische:
Vertragscharakterhabenunddadurchden HaushaltWiensgefährdet .

DerWienerLandtagerhebt feierlich Protest dagegen ,dass
die Bundesregierung dnech Verordnungen in die Steuergesetzgebung des
LandeseingreiftundaufdieseWeisenichtnurdie EinnahmenWiensschmä¬
lert ,sondern die Autonomieder Länder und Gemeindenuntergräbt .

DerLandtagfordert die Landesregierungauf ,alle inder
VerfassungvorgesehenenMittelanzuwenden,umdieseAnschlägeabzuwehren.
ErrichtetandieanderenBundesländerundGemeindendieMahnung,sich
der Gefahrenbewusstzu werden ,die einemsolchen VorgehenderBundes-¬
regierung entspringen,und sich unbeschadet aller Meinungsverschiedenheiten
zurAbwehrderAngriffeaufihreExistenzzusammenzuschliessen(Lebh.
Beifall . d .Soz. ) .
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Abg .Kunschak :Der Referent hat einemfeierlichen
Appellzur Verfassungsmässigkeitaufgerufen .DieserAppellstehtganz
im Gegensatzzur Praxis des Landtages .Waswir hier in der 4 .Lndtags¬
sitzungerleben ,ist nicht VerfassungsmässigkeitundnichtDemokratie,
sonderndas ist ganzschamloserMissbrauh mitdemRechtder Mehrheitim
LandtagfürparteipolitischeZwecke( Lebh.Beifall . . Chr. -Zwischenrufe
. . Mehrheit) .DerLandtagist nunmehrin " :4 .Sitzungenschonseiner

ei gentlichen Aufgabeentzegen worden .Zur 4 .Sitzung erhalten wireine
inladung mit einer Tagesordnung ,auf der Geschäftsstücke dringlicher

und sehr bedeutsamer Art stehen .Niemals ist es zur Verhandlungdieser
egenständegekommen,immerhat derLandtagmiteinerdringlichenAngrage

begonnen ,dannist sofortdie BeantwortungderAngrageunddieDebatte
gefolgtunddamist die Sitzunggechlossenworden .DerWienerFortbildungs
schulrat hat dem Pandtag sein Budget zur Genehmigungunterbreitet under

dürfteeigentlich,solangederLandtagdie Genehmigungnnichterteilthat ,
keinen Groschenverausgaben ,das heisst praktisch ,die Schulenmüssten
gesperrt und die Ausbazahlungder Gehälter eingestellt werden .DerLandtag
aber sabotiert die Tätigkeit des Fortbildungsschulratesundseineeigenen
Aufgaben . Ererledigt den Voranschlagnicht undderFortbildungsschulrat
wirtschaftetimRahmendiesesVoranschlageslüstig darauflos ,dabei
immerriskierend ,dass dr Voranschlagüberhaupt nicht oder nicht inder
FormgenehmigtwirdunddassdievonihmgetroffenenEntsheidungenalle
hinfälligwerden.DasbekümmertaberdieHerrschaftenimLandtagnichts.
Dannsteht aber auch auf der TagesordnungdesLandtages eineGesetzes - ¬
vomlageüber Kanalanlagenund Einmündunggsgebühren ,eine ebensowichtige
Sache ,derenEntscheidungdrängt .Auchhierumkümmertmansichnicht .Das
heisst ,der Landtagvernachlässigt bewusstund bearrlich dieErfüllung
seinerGesetzesaufgaben.DiesesSshauspielwollenSiederBevölkerungweit
weitervorführen ,in einerZeit ,in dermitsehrviel Rechtundauch
wieder mit Unrecht gegen die verfassungsmässigen Institutionen der Demo¬

krasieSturmgelaufenwird .SieliefernallenGegnernderparlamentarischen
EinrichgungendaswillkommendsteundtreffendsteMaterial für ihreAgi¬
tationindieHand. WasSieinden1Landtagesitzungengetanhaben,undviel
lei chtbeabsichtigen,in weiterenLendtagssitzungenzutun ,is nichtdie
Wahrungdes Ansehensdes Landtags ,nicht die ErfüllungIhrer Pflichtenals
Gesetzgebersonderndas ist schamloserMissbfauchundelendePamagogie ,
Schändungdes Landtages .( Lebh .Beifall . d .Chr. - Zwischenrufeb .d .Soz. )
Sie führendieses Schuapielauchnacheiner anderenRichtunginmiss¬
bräunhlicherArtauf .NachderVerfassungdesLandesWienkannbeieiner
Anfragebezw .in derDebatteübereinesolchedereinzelneRednernur
20 Minutensprechen .DerReferent nimmtsich heraus - gesetzlichkannman
dagegennichts unternehmen -ich eineinhalbStundenaufallemöglichen
mit der Sachein gar keinemZusammenhangstehendenGebietenzuergeheh
undsichso einePositionzuschaffen ,in derer kaumangegriffenwerden
kann .Dennes ist selbstverständlich unmöglich ,dass ein Rednerin 20Minu¬
tenauchnurimTelegrammstilwiderlegenkann ,waseinReferentuntermiss-¬
bräanhlidhørAusnützungseinesVorrechtesin eineinhalbStundenzum
Vortragbringt .AuchdasdienstkeineswegszurErhöhungderAnsehensdes
Tandtags ,sondernträgt dazubei ,dassshliesslichauchdieserLandtag

in der Achtung der Bevölkerung sinkt und untergeht in dem Sturm ,der gegen

dieparlamentarischenKörperschaftennunmehrlosgebrochenist(Zwischenrufe).261
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Es wirdhier mit Freudeeine Redezitiert ,die imhimJahre 1916gehalten
habegelegentlichder Einführungder Lustbarkeitsabgabe .DieHerrschaften
wergessennur ,dass zwischendmmisundheute eingewaltiger
Unterschiedbesteht(Zwischenrufe.- Abg.Papanek: DamalshabenSiedieMehr¬
heit gehabt ! )Damalswaren die Hoftheater eine Angelegenheit derZivilliste
und der Abgang der Hoftheater musste aus der Zuvilliste des Kasers be¬
stråtten werden .Die Steuerträger wurden danit in keiner Weisebelastet .
HeutemussaberdasDefizitderehemaligenHoftheater ,derheutigenBundes¬
theater ,aus Steuergeldernzu Lastender Allgemeinheitbestritten werden :
Manvergisst,auch festzustellen ,wie es eigentlich zu der jetzigen Ent¬
scheidung gekommenist .Ich habe - unddas zitiert Dr .Danneberg nicht -wie¬

derholtimLaufederJahre ,wenndieLustbarkeitsabgabezurDebattege¬
standen ist ,auf die Unhaltbarkeit dieser Einrichtung verwiesen undes
liegenja sucheine ReihevonAbänderungsanträgenvor ,die dergeschäfts¬
ordnungsmässigenBehahdlungzugewiesen ,aber niemalsgechäftsordnungs¬

mässig behandelt werdensind . Dr .Dannebergwüsste wissen ,dass Aall- ¬
jährlichimBudgetausszhussdesParlamentsbeiBeratungdesKapitels
Bundesthe ,ter aus den Länderndie schwersten Angriffe erheben werden ,in
demmanerklärt ,die Bundestheater sind eigentlich nur ein Interesse der
Bultur und des Fremdenverkehrs der Stadt Wienund wie kommendie Länder
dazu ,womansih oft in sinemganzenLebenden Besucheines solchenThea¬
ters nichtleistenkann ,mitIhrenSteuernzurDeckungdiesesDefizits
beizutragen .IchundandereApgurdnetemeinerParteihabenimmerdarauf
verwiesen,dasses nichtangängigist ,einensolchenStandpunktgegenüber
denBundestheaterneinzunehmen .Schliesslich ist das Interesse derStadt
Wien ,das wes in kultureller und wirtgahaftlicher Hinsicht an denBundes¬

theaternhat ,in irgendeinemZusammenhangaucheinInteressederübrigen
BewohnerschaftderRepublik .Undes hat geradeauchmeineParteiimmergegen
solche Anträge ,die gestellt worden sind ,Stellung genommen und dafür

gestimmt ,dass ddas Defizit der Bundestheater vomBundübernommenwird .
Dabeiist immerwi der mit besonderemNachdruckdaraufverwiesenworden,
dass ,wennschondie Gesamtheitder Republikfür das Defizit derBundes¬
theater ,die in erster Linie ein eminentes Lebens -und Kulturinteresse der
Stadt Wien sind ,aufzukommen hat ,es doch unzulässig ist ,dass die Gemeinde
WienausdiesenihremVorteilnocheinenfinanziellenVorteildurch
Einhebungder Lustbarkeitsabgabesich sichert . Manmussgestehen ,dassdie-¬
ser Vorwurf wenigstens optisch ausserordentlich viel für sich hat .Die
emeinde hätte mit dieser Tatsache längst schon rechnen sollen .Wirhaben

Sie hiezuwiederholtaufgefordäbrt .Esist nuneinmalfür dieBewohner
der anderen Lämder ,für die Stærträger ,aufreizend ,dass sie fürdas
MillionendefizitderBundestheatermitaufkommenmüssen ,ohneunmittelbar
aus der Tätigkeit der Bundestheaterirgendeine Wirkungoder einenGenuss
finden zu können und dass die Gemeindediese Theater auxh nochzum
Steu robjekt macht .Nunkommtder Hinweisdarauf ,dass die Steuernichtd
von den Besuchern eingehoben wird .Das ist wahr ,geschieht aber ineiner
sehr verschleierten Form .Ich bin demReferentensehr dankbar ,dass erauf
Parisverwaesanunderzählthat ,dassxesin ParisimTheaterzweiKassen
gibt ,die eine,womandie Tneaterkartebezahlt ,unddie andere ,woman
seinen Tribut an die Gemeinde Paris entrichtet .Gort besteht einvoll¬
ständigklares Verhältnis .UntereinemsolchenVerhältniswürdewahrschein¬
lich auch ddn den Theaterbesuchern und von der ganzen Oeffentlichkeit die
Lustbarkeitsabgabeder Stadt Wienandersbeurteilt werden .DerFariser
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weiss ,jetzt zahle ich demTheaterdirektor ,waser verlangt ,undjetzt
zahleich bei der anderenKassemeinerGemeindeals Strafe ,alsBusse
oder unter welchem Titel immer ,dafur ,dass ich mir diesen Luxuserlaube .
Wir könneen also einen solchen Versuch auch unternehmen .Aberdagegen
sträubenSie sich mit aller Entshiedenheit .Sie wünschennicht ,dassdie

Lustbarkeitsabgabe separat eingehobenwird ,ja Sie verbieten essogar .
Als wir in Uebereinstimmung mit der Genossenschaft der Gaswetirte ver¬
langt haben ,dass den Wirten erlaubt werden soll,mdie Nahrungs -undGe¬

nussmittelabgabeuntendazzuzuschreiben,habenSie erklärt ,dasseiein
strafbarer Tatbestand ,der nicht gedulder wind .Sie wollen also ein
reinliches Verhältnis nicht haben .Sie wollendas OdiumdemEinhebenden
überlassen und den Verteil selbst einsacken .Aus diesem unsauberen Ver

74hältnis heraus ,sind alle /Stimmungengekommen ,unter denen auchdiese
VerordnungdasLichtderWelterblickthat (Zwischenrufe) .Siehabeneinen

Vergleich zwischender Lustberkeitsabgabe und derWarenumsatzsteuer
gemacht .DieWarenumsatzsteuerist erstens eine Steuer ,die derbetreffende
Unternehmerseparatverrechnenkann .Sie selbstvwerdenhäufiggenugRech¬

nungengesehenhabenundsarunter at steht . . St .seundsoviel
prozentiger Zuschlag ,sodass der betreffende Konsumentweiss ,was eran
Warenumsatzsteuerzu zahlenhat .EntrüstenSie sich dochnicht soüber
die Warenumsatzsteuer,woSie dochihre Mitkompagnonssind .Siebeziehen
doch 4o Prozent davon .Wenn Innen also die Warenumsatzsteuer gar so zu¬
wider ist,können Sie das tun,was ich wiederholt gesagt habe :Vernichten

o Ia erlerkSieausschärfstemProtestgegendieWarenumsatzsteuer .( Lebh.Beifall
bd .Chr. - Lebh.Zwischenrufe. -Abg.JalkolzisIstdasnichtDemagogie?-Abg.
Papanek :Dasist Verlegenheit ! )Wasder Referent sonst nochanAbson- ¬
derlichkeitenvorgetragenhat ,dieabermehrsolcheseinerVergleichs-¬
fant asie sind ,so erübrigt es sich ,daxauf zu erwiederfi .Ich für meinen

Teil will heute zu dr Frage der beiden Vererdnungender Regierungnur
insogerneStellungnehmen ,dass ish feststelle ,dass natürlich gewiseVer¬
einbarungenünter anderenVerhältnissengemachtwordensind ,als sieheute
bestehen .Die Gewährleistungsklausel ist zu euner Zeit gegebenwordem,
wokein Menschdaran denkenkonnte ,dass die Erfüllung dieser Klauselauch
nurentferntunFragekommenkönnte .( Lebh.Zwischenrufe). -GR.Papanek:
Warumhat mnsie danngenacht ?]Sie kennen ,ja die Begleitumständenicht
unterdenendieseKlauselgeschaffenwordenist .Tatsacheist ,dasssich
auch der Bund in schwerster flinanzieller Bedrängnis befindet unddass
er natünlich auchauf seine eigene BudgetgebarungBedachtnehmenmuss .
Es bleibt dannnochdie Fragezur Untersuchung ,ob die finanzielleBe- ¬
drängnis ,in diedieGemeindegeratenist ,zurückzuführenist ,aufdie
finanzpolitischenMassnahmendes Bundesoder nicht auf dieBetreuung
und Bewirtschaftung der Gemeindeeinnahmen und des Gemeindevermögens durch

dieMehrheithierindiesemSaalWirhabenesIhnenSftgenuggesagt ,dass
Ihre Finanzwirtschaft eine solche ist ,die in erster Linie die Kuher¬

schäägt ,diedieMilchgibt .Siehabensichumalle dieseKritik ,die
manan der WienerFinanzwirtschaftgeübt ,' nichtentfernt gekümmert .Es
waral les in denWirringesprochen.Ichgebezu ,dassnundie Gemeindeschon
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in eine unangenehmeundschwierige Lagegekommenist,als es jenewar ,
die Stadtrat Breitner als Grundlggeseiner grossartigen „Investitions -¬
tätigkeit "undseiner"sozialpolitischenMassnahmengenommenhat ,
St . R.Breitner der rechtzeitig mit einer guten Witterungdenweiteren
Gangdr Dingeerkennensich zurückgezogenhat .Wirverstehensehngut ,
dassdieSituationdesDr .Dannebergjetzt eineandereist ,AberwerA

sagt ,mussB .sagen undwie die Kinderdie Sündender Väter zubüssen
haben ,mussDr .Dannebergdie SündenseinesVorgängernunddieSunder
der Politik ,die vorher gemacht worden sind ,heute büssen( Zwischenruf
b .d .Mehrheit:MazedonischeKultur ! )RedenSievondermazedonischenKultur
nichtDennwennSienichtanderLeinegewesenwären ,hättenwirdie
mazedonischeKulturin unverhüllterFormheuteschon .VergessenSienicht
die Methoden ,die Sie schonimPaufIhres Lebensangewendethaben ,
dieMethodenIhrerPartei ,diesichvondenenin Mazedoniendurchaus
nicht unterschiedenhaben . Esist heute das Wort" Heuchelei "ausge¬
sprochenworden. WennSieheutedenVersuchunternehmenwellen ,sichvon
MazedoniernodervondenAbruzzenbewohnernunterscheidenzuwollen ,sodas
ist - dieerbärmlichste Heuchelei von der gesprochen werden kann ( Lebh .Beifal
b .d .Chr. )

Abg. Fr .MotzkebemerktyderReferenthabeauchandie
ppositionsgruppendiesesHausesappelliert ,dassdiedieSorgen

mittragen sollen um die verschlechterten Bedingungen in der Einnahme - ¬
wirtschaft der Gemeinde .Wirsind vor 14 Jahrenin dieses Hausmitdem
hrlichenWunschgekommen,imRahmenderVerwaltungmitzuarbeiten.267
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Sie aber haben gegen die Wiener Bevölkerung einen furchtbaren Drei¬
frontenkrieg geführt ,einen Wirtschaftskrieg ,einen Kulturkriegund
einen Soziaäkrieg .Die ganz grosse Linie Ihrer Verwaltungwarder
VernichtungskampfgegendiebodenständigeWienerBevölkerung.VonAnbe¬
ginn Ihrer Verwaltungan habenSie versucht ,die Wirtschaftskraftder
bodenständigenBevölkerungzu unterhöhlen Zuerst habenSieversucht ,
alles zu kommunalisieren ,die zweite Etappe Ihres Vernichtungskampfes
wardanndie SchaffunggemeinnützigerAnstalten ,die dannmitungeheuren
Defiziten heruntergewirtschaftet worden sind .Die grossen Gemeindeauf¬
träge haben Sie Ihren Liebkinder zugeschanzt und auf diese Weisedie
PrivatwirtschaftausderKonkurrenzgedrängt .IhreAusgaben-wirtschaft
ist bewusstfalsche ,volksfeindlicheWegegegangen.In derFürsorgehaben
SiemitungeheurenSummenSchauobjektegebaut ,Siehabendamitsogarin
SüdamerikaPropagandagemacht ,aberdie Bevölkerungist dabeiimmerärmer
geworden und heute muss sich im Schatten ihrer Fürsorgepaläste dasElend
der Bevölkerungverbergen .Sie habendenrücksichtslosestenKulturkampf
gegendie katholische Caritas geführt ,Sie habenin den letzten 14Jahren
jeglichen Kulturwertdes bodenständigenVolkeszurstört .Sie habendie
Bottlosenbewegung,denFreidenkerbundgrossgezüchtet ,währendSiedie
Caritas und die katholischen Schulanstalten w in der unerhörtesten Weis
besteuerthaben .IhreAusgabenwirtschaftwareinfortlaufenderMissbrauc
öffentlicherGelderunddaherkönnenSie vonunsnicht verlangen ,dass
wir an Ihrer Einnahmenwirtschaft ein Interesse haben .WasIhre Kulturbe¬
griffe sind,habenwir jetzt gesehen ;in städtischen ObjektensindWaffen
eingelagert ,Ihr Schtzbundist bewaffnet ,denSie,wennSie es auchimmer
ableugnen ,in städtischen GebäudenLokalezur Verfügunggestellt haben .
Zwischen Ihrer Verwaltung und der Bevölkerung ist ein unüberbrückbarer
Gegensatzentstanden .Demersten Schritt der Bundesregierungwerdendaher
noch weitere folgen .Die Geschäfte in der Inneren Stadt sind infolge Ihrer
übersteigerten Wohnbausteuer im Sterben ,die mittleren Betriebe imGast¬
gewerbegehenunter Ihrer Nahrungs - oderGenussmittelabgabezugrunde .Diese
Leutewerdenauchzur Regierungkommenundbitten ,ihnen das Lebenmöglich
zumachen.( BtantaatDr .Danneberg:KeinMenschglaubtIhnendiesenSchwin¬
del AndauerndeZwischenrufebei den Sozialdemonkraten )Es wird derTag
kommen ,an demwir ein freies Oesterreich und eine freie Stadt Wienhaben
werden( Beifallbei denChristlichsozialen -Rufebei denSozialdemokraten:
Neuwahlen ! )Und es wird der Tag kommen ,da ein Regierungskommissärins

Rathauskommenwird( LebhafteZwischenrufebeidenSozialdemokraten );wir
grüssendie katholischenMänner, die diesenFreiheitskampfführen ,wir
grüssendie Männer ,die uns den Wegin die neueZukunftweisen .( Lebhafter
Beifall bei denChristlichsozialen . -AndauerndeZwischenrufebei denSo¬

zialdemokraten). AlsnächsterRednerführt Abg. Dr. Hanke( . . )aus ,die
Nationalsozialisten hätten von den Sozialdemokraten mehr erwartet als
einen feierlichen Protest .Uns Nationalsozialisten ist es nicht gleich¬
gültig ,wasin WiengeschichtundwirsindderMeinung,dassdiegegen¬

wärtige Regierung kein Recht hat ,in die Rechte Wienseinzugreifen .
Wirhabenschonanläslich der Budgetdebattedaraufaufmerksamgemacht,
dassderVoranschlagderWirklichkeitnichtentsprechenwerde .Waswir
vorausgesagt haben ,ist jetzt eingetroffen .Wir müssenauf eineKlärung
der Lagebestehen ,da der Voranschlaginfolge der rückgängigenSteuer .
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eingänge nur mehr ein Fetzen Papier ist . D
Frage der Befreiung des Burgtheatersund
abgabeunderklärt ,dass geradebeidiesen
diePflichthätte ,verschiedenenAufgabennachzukommen .DieheutigeRegienung
nennt sich eine christlich - nationale unda

er Rednerbehandeltdanndie
der OpervonderLustbarkeits¬
zwei Instituten derBund

gerade deswegenhättesiedem
BurgtheaterundderOpergegenübergrosseAufgabenzuerfüllen .Wirhaben
erwartet ,dassin derheutigenLandtagsitzungdieSozialdemokrateninsbesonde¬
re gegen das Streikverbot Stellung nehmen werden .Wir wurden in unseren
Erwartungen getäuscht .Solange nicht eine nationalsczialistische Wirtschafts¬

ordnungbesteht ,ist der wirtschaftliche Streik notwendig . Hingegenbekämp¬
fenwirdenpolitischenStreik ,weilwirnichtdieAbsichthaben ,dieMacht
des Marxismuszu stützen .Deutschlandhat bis heutekein Streikverbot ,dafür
aber wurdenSchutzbestimmungenfür Arbeiter undAngestelltegeschaffen .
DieMationalsozialistisheRegierung' utschlandsgehtdenzielbewussten
Weg ,ündemsie nämlichdie wirtschaftlichen Ursachendes Streiksbeseitigt .
Herr Minister Vaugöanhat die Nationalsozialisten unddieSozialdemokraten
auf eine Stufe gestellt undich glaubewir sind einer Meinung ,dass wiruns
dagegenzur Wehrsetzen .HerrVaugoinhat dochkeineAhnung ,waswir
Nationalsozialisteneigentlichwollen .WirverfolgenmitvielInteresse
die Politik der Mchrheit dieses Hauses ,aber wir horchen vergeblich auf
die Marschtritteder Arbeiterbatailloneundwir sind neugierigdarauf ,
welchenWegSie gehenwerden ,ob Sie weiter kuschenwerdenoderaufmucken.
Wir Nationalsozialisten fühlen uns sehr wohl ,weil wir unbeirrt durch die

Aktionender gegenwärtigenRegierungden Weggehenwerden ,der unszum
Ziele führen wird .Wir können warten ,weil wir die stärkeren Nervenhaben
weil wir dic Jüngeren sind . Eswurde hier auch heute von einemRegierungs¬
kommissärfür Wiengesprochen .Diesogenanntechristlich -nationaleRegie¬
rung hat aber keine Berechtigung ,einen Regierungskommissärfür Wienzudbe¬
stellen ,weil es in Wiennur Mationalsozialisten und Sozial demokratengibt ,

aberkeineChristlichsozialen.WirwordenunsdahergegendieEinstzung
eines Regierungskommissärszur Wehrsetzen .( Beifall . . Nat . ) .

Abg .Dr .Werhisch ( chr . )führt unter anderen aus ,die sozial¬

demokratische Gemeindeverwaitungvon Wienhabe die ganze Zeit hindurch
eine rein bolschewistische Politik betrieben .Das Wirtschaftsleben Wiens
wurde vernichtet ,was schon daraus zu ersehen ist ,dass im Voranschlagfür
1923 die Wohnbausteuermit ' 3Millionen S präliminiert wordenist ,der
Ertrag im Jahre 1929bereits mit 36 ' )Millionenausgewiesenist .DieFür .
sorgoabgabe ist für 1923 mit 17 ' 7Millionen S präliminiert worden ,für das
Jahr1929wurdenalsErtragnichtwenigerals7915MillionenSausgewiesen.
Die Nahrungs -oder Genussmittelabgabeist für 1923mit 3 MillionenSprä¬
liminiert worden ,ihr Ertrag war im Jahr 1929 bereits 17 Millionen S .
So darf es Sie denn nicht wundern ,dass die Wiener Bovölkerung vonIhrer
Verwaltungnichtsmehrwissenwill .( Beifall. . Chr. )

Abg .Holaubck( ehr . )Tührtanter anderemaus,nichtdiebürger
lrchenParteienhabendieDemokratiein Gefahrgebracht,sondernlediglich
die Sozialdemokraten .Diesen sei die Demoknatieimmernur ein Mauhänge¬
schild gewesen ,sie haben immermit demGedankender Diktat urgespielt
die Sie aber nie erreichen konnten .Wassich jetzt vollzicht,habeneinzig
undallein die Sozialdemokratenzu verantworten .ImWienerRathauswurdenur
Machtpolitikbetrieben ,das WienerRathausist zu emnerParteizentraleder
sozialdemokratischenParteigeworden.

269



RATHAUSKORRESPONDENZ
XXI ,Blatt

Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICHWien ,am

DieChristlichesozialenhabenimmerdie Staatspolitiküber
die Parteipolitik gesetzt .Wir haben nun gutzumachen ,was dieunsinnige
Wirtschaftspolitik der Sozialdemckratenwerdorbenhat .Wirvertrauen
auf den BundeskanzlerDollfuss ,müssenaber immerdarauf aufmerksammachen
dassdie Sozialdemokratendaranschuldsind ,dasses zusolchenZuständen
gekommenist .( Beifall . d .Christl . so. z)

Abg .Dr .Riehl ( nat .soz . )führt aus ,der Genosse
DanneberghabemitkühnemrevolutionärenElanin langatmigenjuristischen
Ausführungennachgewiesen ,dass es nicht angehe ,mit demkriegswirt¬
schaftlichen ErmächtigungsgesetzeGesetze ,die aus demJahre1931
stammen ,abzuändemundabzuschaffen .E o DDr .Danneberg ,der
Vertreter ,einer Partei ,die noch bei den letzten Wahlen 12Prozent

derStimmenaufsichvereinigthatundinWienweitmehkalsdieHälfte
aller Stimmen ,die jahrelang darauf hingewiesenhat ,dass sie ihre
Massenauf die Barrikaden führen werde ,wennes jemandwagt ,dieVerfassun
diesesStaatesanzugreifen ,erinnert lebhaft an eine Figuran derKlage¬
mauerin Jerusalem .DieSozialdemokratenwerdensicherheutedasHelden¬
stück fertigbringen ,mit kompakter Majorität zu beschliessen ,dass der
Wiener Landtag eine Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof einreicht .
( Heiterkeit bei den Nat .soz . )Wenneine politische Partei vonder
Grössedersozialdemokratischenin einemMoment,woderunverblümte

Absolutismusin Oesterreich herrscht ,nichts andereszusammebringt
als eineKlagebeimVerfassungsgerichtshof,die möglicherweiseimSeptem¬
ber verhandelt und bei der gegenwärtigenZusammensetzungdesVerfassungs-¬
gerichteshofeswahrscheinlichabgewiesenwerdanwird ,dannist derVer¬
gleich :Dannebergan der WienerKlagemauernichtunberechtigt .

In meritorischer Beziehung muss die Abschaffung derLust¬
barkeitssteuer gerade bei den Staatsbühnen als ein Kulturaktbezeichnet
werden .Es ist nicht nötig ,dass Dannebergseine talmutfistischeAus- ¬
legungskunstan dieser Frage zeigt ,dennauch dieRegierung Le
ist sicher nicht der Meinung ,dassdieseFragemit Jurisfprudenzoder
Staatsrecht etwas zu tun habe .Sachlich ist aber diese Abschaffungberecht

denn die Lustbarkeitsabgabe bewirkt sicher eine Abwanderung vonBesuchern
besser bezahlter Plätze zu niedriger bezahlten .Wennmanhier denKlage- ¬
gesangdes Dr .Dannebergüberdie VerfasungsschwierigkeitendiesesJammer¬
staates angehört hat ,dannmussmanumsomehrAdolfHitlerbewundern,
der die fortwährendenStreitigkeiten zwischenZentralismusundFöderalis-¬
mus ,mit denen die sogenannte deutsche Revelution nicht fertig geworden
ist ,miteinemFederstricherledigt hat .( LebhafterBeifall beiden
Nat .soz . )Währenddie Soziåademokretensichdarüberaufhalten ,dassdie
Regierungdie Feier des 1 .Maiin der bisherigen Fermnicht duldenwill ,
verbieten sie der Wipag ,unsere Ankündigungen für unsere Mai - Feierüber¬

haupt anzubringen .Wenn,Sie derartige Pinge tun ,dürfen Sie sichnicht
darüberbeschweren,dassmangegenSieso vorgeht .UeberdieVerondnung
der Regierung ,durchdie entgegendenausdrücklichenBestimmungender
Verfassung die Gehälter und Pensionen der Bundesbahnangestelltenver¬
schlechtert worden sind ,sprechen Sie kein Wort .DieInnsbruckkr - Wahlen
habenWIhnen gezeigt ,woherder Windbläst .Wirsind stolz darauf ,
dass der Mann ,der das deutscheReichunddas deutscheVolkmitsicherer
HandausdemSumpfeherauszäåhtundzu seiner glerreichenHöheempor¬
führt ,aus unseremösterreichischen Volke stammt .Wir sind stolz darauf ,
dasswirDeutschösterreicherdenManngestellthaben,derdasdritteReich270
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erstehenlassenwird ,in demwir Deutschösterreicherdie Rollespielen
werden ,die uns die Geschichte zugewiesen hat .Heil Adolf Hitler !

(LebhafterBeifallbeidenNat .soz .- AnhaltendeZwischenrufebeidenSoz .dem .)
AbgeordneterDr .Arnold(christl .soz . )bemerkt,man

müsse sich die Frage vorlegen ,wie es zu der Selbstausschaltung desPar¬
lamentes gekommenist .Dr .Renner scheint bei der Niederlegungseiner

Stell ;keinKonzeptgehabtzu haben ,er scheintwirklichnurderalteHerrgewesenzusein ,demdie rx ganzeJeschichtezudummwar.
DieSozialdemokratenverlangenfortwährenddieWiederherstellungver-¬
fassungsmässiger Zustände .Im Rathaus beruft aber der Bürgermeister
dreiMonatekeineGemeinderatssitzungeinundmacht,waserwill .
Ist dasdie vielgeprieseDemokratie ,als derenAnwälteundVerfechter
Sie sich aufspielen ?Es ist ein Skandal sondergleichen ,dass der Vor¬

anschlagdesFortbildungsschulratesfür1933nochimmerzurDiskussion
steht undvielleicht nochamSchluss des Jahres dazuverwendetwerden
wird ,umKonfiszierteStellenausderArbeiterzeitungzuimmunisieren .
DieRegierungist nicht dazuda ,denFehlerdes Dr .Rennerzukorri¬
gieren .Die Stimmungdes Volkes ist eine ganz andere als Sieglauben .
( Rufebei den Sez .dem .und Nat .soz .: Neuwahlen! ) DiesemParlament
hatinWiennochniemandeineehrlicheTränenachgewweintundIhre
TränensindKrokedilstränen .( Beifall bei den .Christls .zoz . )Bundeskanz-¬
ler Dr .Dollfussgibt unsdie Bürgschaftdafür ,dasser gründlicheArbeit
leistet ,unddabeiwirdesbleiben ,undwennSiesiehaufdenKepfstellen.
SiebeschwerensichüberdieKürzungenderEinnahmendurchdieNetverord-¬

rungen .Sie haben 1923118 Millienen Schilling Einnahmenpräliminiert ,
die imnJahre1929auf521Millionengestiegensind .DaswarendiefettenJahre ,womanmitdenSteuergeldernsorechtprassenkonnte.Dashatnatür

lich dazugeführt ,dassdurchganzOesterreichderRufgeht/ :in Wienwird
mit den Steuergeldern verschwendet und geprasst .( Zustimmungbei den
Christ. soz.) /AnhaltendeZwischenrufebeidenSoz .dem. )Esist vonder
rechtenSeitediesesHausesdieFrageaufgeworfenworden,obGeistliche
überhauptineinemöffentlichenVertretungskörpergehören.AuseinerNumme
des"Kampfrufes"vomFeberdiesesJahresgehthervor ,dassimpreussischen
LandtagdreiPriestersitzen;natürlichsinddasprotestantischePastore.
( LebhafteZwischenrufebei denNat .soz . :Sie sind kein Priester !)
DerKIPirchegger ,denseinBischofsuspensfierthat ,dasist EuerPriester ,
weil er ein Nazi ist .( Anhaltende lärmende Zwischenrufe bei denNat . soz . )
Esist hier auchüberOesterreichgesprochenwoden .Unskannmandas
Deutschtumnicht absprechen .Wirsind Peutsche ,aberdie Preussensind
aufgenordete ,sind angelernte Deutsche .Wirwellen uns wedervondenJuden
und Sozi ,noch von den Preussen in den Sack stecken lassen .Wirsind
deutsche ,katholischeOesterreicherundwollenes bleiben .HochOesterreich
( LebhafterBeifall bei den Christl . soz .- AnhaltendeZwischenrufebei
denNat .soz .)

AbgeordneterStöger( christl.soz.)weistdaraufhin ,dassder Finanzreferentdie Dingeso dargestellt habe ,als ob dieGemeinde
angehörigen in der Vorkriegszeit unter der Last förmlich zusammengebrochen
seien ,währendheutenur Gehässigkeitgegendas WienerRathausvoneinem
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redenkönne, .DerFinanzreferentmögenureinenSpaziergangdurchdie
annereStadtmachenundsichdieFragevorlegen,warumdieZahlderlerr¬
stehenden gressen Wchnungen und besonders der leeren Geschäftslokale

nachderErhöhungderWohnbausteuersosrunghaftgewachsenist .Die
Wohnbausteuerist dinTeildermarxistischenWohnpoliktik,einTeil
der „ sachedes grossen Unglücksvon Wien .Tatsache ist ,dass dieGe- ¬
meindeWienseit 1923umweitmehrals 1 MillionenSchillingreicher
gewerdenist ,ohneder WohnungsnotbeikommenunddieArbeitslosigkeit
mildernzu können .Es sind Steuergelderin unverantwortlicherWeise
verpulvertwerden.MachenSieSchlussmitderVerpulverungderSteuer-¬
gelder ! Zu demschändlichen Missbrauch ,zu demSie dieses Hausver¬
wenden ,wirdunsniemandhabenkönnen .( Beifallbei denChmriitl.soz .)

Abg.Dr .Suchenwirth(nat. soz. ) bemerkt ,weder
die Christlichsozialen nochdie Sozialdemokratenhätten ein Recht ,sich
gegenseitigdieSchuldzuzuschieben,dennseit 1918habensiegemein¬
samStaatundVolkzugrundegerichtet.(AnhaltendelärmendeZwischen-¬rufebeidenChristlsoz .undGegenrufebeirdenNat. soz.IndemLärm
sinddieAusführungendesAbgeordnetenSuchenwirthzumgrossenTeilnichtvernehmbar. )
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Abg.Dr .SuchenwirthsetztsodannseincAusführungen,
vonständigenZwischenrufenderChristlichsozialenunduntergrossem
Lärm fort ,indem er ausführt :Oesterr ich war einmal ein stolzes Macht¬

faktor ,Siewollen,dassoseinneutralerBottelstahtist ,ainStaat,
derseinenEinflussaufgibt ,einStaat ,derkeingZusammenhangmitdem
DeutschenReichhat (ZwischenrufeundgrpsserLä ) HerrKunshak,schwei¬
genSie ,oswäregut ,wennSieeinmalendgültiginPensiongchenwürden
(Lebh. Beifall. d .Nat. )-AndauerndelärmendeZwischenrufe. . Chr. ABg.Dr .Motzko:SielebenvonLügenundGenmeinheiten . -AndauernderLärm):
Sie habendenösterreichischenStaataufdenHundgebræht ,Siehabendie
österr .Bevölkerungin demUrteil der ganzenWeltherabgesetzt(Andauornde
lärmendeZwischenrufe )Sie werfenauf die deutschenBrüderSteine . Dr.
Arkoldweissoffenbarnicht ,dassderMaltheserRitterordenPreussenbe¬
siedelt hat ,daswarenandereMenschenals wieHerrDr .Arnold ,einøPriester
zumAbgewöhnen .( Lebh .andauerndeZwischenrufeundLärm .Abg .Uobelhör :Sie
sindein Musterbeispilfür IhreRassentheorie. -AndauernderLärm) .DerSchat¬
tenHitlerswirdunshierin Oesterrichlieberseinals alleRegierungen,
dieSieunsnachdemUmsturzbescherthaben.WirNationalsozialistenblicken
mit Stolz undZuversichtins DeutscheReich ,da wir sehr genauwissen ,
dassDeutschösterreichtrotz al ler IhrerSemügungenein Bestandteildes
deutschenReichesseinwird( Lebh.Beifallb .d .Nat. -AndauerndeZwischenrufe
undLärm. - Abg.Uebelhör :ZumAbg. Dr.Suchenwirth:WobleibtEureRassenthee¬
rie ?-AnhaltendeZwischenrufe).

St. . Dr.Dannebergbemerkt,erwollesichnichtindenStrei
der Antimarxosteneinmengen ,deren Zeugedas Hausnunist ,sondrnsich
nur mt der Sache beschäf tigen .Abg. Kunschakha behauptet ,es sei ein
MissbrauchdesLandtages,dassnunschonh Sitzungenstattgefundenhaben,
ohnedassmenzurTagesordnungkommt,Er scheintsichdie Sachenicht
überlegtzuhaben .Wannsollte derLandtagzusaumentreten ,wannnicht ,
dann ,da er ein Lebensrechtder GemeindeWienzu veréeidigen habe ?DieFort
setzungderAngriffe ,umdieFinanzenderGemeindeunddesLandesWienzu
zerstören ,ist ein aus erordentlich wichtiger Punktder Tagesordnung ,sogar
wichtigerals die anderenTagesordnungspunkte( Lebh ,Beifall . d .Scz . )
Eszeigt dasoffenbarnur ,dassdie Wienerchristl .Partei dochkeinsehrgut
Gewissenin dieser Fragehat ,da sie einer Diskussionüber diese Dingebishe :
ausweichenwollte,heuteallerdingsBekenntnisabgelegthat ,diesichdie
WienerBevölkerungsehr wohlmerkenwird .( Lebh .Beifall . d .Soz. ) Abg.
Kunschakwarin diesserBeziehungausserordentlichzurükhaltend. Erhält
offenbarnochirgendetwasaufseinenRufals altercDemokratunderhat
die BekenntnissezurneunZeit nichtso abgelegtwieseineKlubkollegen .
Deshalbwarenseine Aeusserungenaber nicht wenigerunrichtig . Erhat
uinreden wollen ,im Jahre 1917 ,als er seins Rede über die Theaterhielt ,
seien es Hoftheater gewesen und ihr Defizit sei dem Stac nichts angegangen .
Er irrt da sehr ,denndas Defizit der ehemaligenHoftheater ist ausder
Zivilliste gestrittenwordenunddie Zivilliste standimStaatsbudget,
daswarenalsoSteuergelder. Esist sehrprimitiv ,unsheuteeinrdenzu
wollen ,dass die Theater durchirgenceine Geldspendeder Habsburgererhalten
worden seien .Es waren auf indirektem Weg :Staatstheater ,nur unter Umständen ,
die einen wirklichen Einfluss des Staates auf dic Theater unmöglichgemacht
haben . Esist eine sonderbare Auffassung von einer Steuer ,wennAbg . Kunghak
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gemeinthat ,dieLustbarkeitsabgabestelle sichförmlichals eineStrafe
für diejenigen darm die ein Theater besuchen .Da könnte manmitdemselben
Recht sagen ,die Hauszinssteuer sei eine Strafe für das Wohnenunddie
Einkommensteuereine Strafe dafür ,dass jemandein Einkommenhat .Diese
Argumentationist nur aus dr Suchfentstanden ,die Gemeindesteuernherab¬
zusetzen ,geht aber vollkommendaneben .Wennwegender GewährleistungAbg .
Kunschakgemeinthat ,diese Klauselsei in einer Zeit gemachtworden ,in
der mannicht im Entferntesten daran gedacht hat ,dass sie eineprak¬
tische Bedeutung gewinnen könne ,so wäre das eine schöneGesetzgebung ,
dieihreGesetzenurzudemZweckemacht ,dasssie niemalsGeltungerlan¬
gen sollen unddie ,wenndie GesetzeGeltungerlangemdiese Gesetzewieder
abschaffde .Die Gewahrleistung ist in einem Augenblick gemacht worden ,
indemder Bunddie Abgabenteilungdurch Einführungdes Präzipuumseinsei¬
tig für sich geändert hat .Dieser Grundbestcht heute noch und daher ist es
ungeheuerlich ,das Gegengewichtgegendiese Wirkungdes Präzipuumsabzu¬
schaffem ,wie es der Bundgetan hat ,Abg .Kunschakhat dann mitleidig oder
frohlockendgemeint ,ich büssenurfür die SündendesSt . R.Breitner .Dazu
habeich zusagen ,dassertensBreitnerkeineSündenbegangenhat ,unddass
ich zweitensnichtsbüsse .GelegentlichdesWechselsimFinanzreferathat
al lerdingsAbg .Kunghakgemeint ,Breitnersei nochbesseralsich
(Heiterket. d.Soz. ) .Ichweissnicht ,obichdieseGefühäswandlunglobens¬
wert nennensoll ,sie ändert aber jedenfalls nichts an der Ta sache ,dass
es die Pflicht der Wiener Christlichsozialen wäre ,in dieser Sache ander
Seite des WienerRathauseszu stehen ( StürmicherBeifall . d .Soz . ) Wiesehr
sich die Christl .hier vondemEmpfindender Bevölkerungentfernen ,zeigt
die Tatsache ,dass die dreitte Partei im Wr .Landtag ,die uns dochzu¬
mindestso feindsceliggegenüberstehtwiedie Christlichsozialen ,wenn
vielleicht auchnur aus taktiihschen Gründen ,hier eine andereMeinung
geäussert hat .Die Verkennung dieger Tatsache hat die christl .Partei
ja auf das Niveau heruntergebracht ,auf demsie heute hier imGemeinderat
ist .( Lebh .Beifall b . . Sez . )Die Reden die die Christl .hier gehalten haben ,
zeigen ,dass sie in diesen 14 Jahrennichts gelernt hndnichtsvergessen
haben ,dass sie dieselbe Taktikmfortsetzen ,die Finanzender Gemeindein
allem und jedem anzugreifen ,zugleich aber auch die Ausgabenpolitik der
Gene inde anzugreifen .So dummist kein Mensch in Vien ,dass er auf solche
Argumentationenhineinfällt .St. R.DannebergnimmtsodanngegendieAusführungenderAbg.

MotzkoStellung ,dass die Infestitionstätigkeit der Geleinde derbodenstän¬
digenWirtschaftnicht zugutegekommensei ,indemer daraufhinweist ,dass
zehntausende Arbeiter infolge dr Investitionstätigkeit in WienBe - ¬
schäftigunggefundenhabenunddassdieArkeitslosigkeitin Wienlamge
nicht so gestiegen ist ,wie in den Bundesländern .Mansollte uns dasnicht
in einem Sugenblicke vorwerfen ,in dem die Bundesregier ung darnach ringt ,
ein paar Millionenfür die Arbeitsbeschaffungbereitzustellen undSie
sollten sich nicht zu dem frevlen Spial hergeben ,der Gemeinde Wiendie
Gelder aus der Handzu schlagen ,damit sie nicht mehr investieren kann
( Lebh .Beifall . d .Soz . )Denndasist derentscheidendeGrund .Siegweißan

die Finanzender Gereindean ,weil sie ihre Investitionstätigkeit unter¬
grabenwollen( Neuerlicherlebh .Beifall b .d .Soz . )Dasist dieeigent¬
liche Triebkraft der RegierungundwennSie daranteilnehmen,werdenSie .
daranmitschuldg werdenundwerdendieseSchuldvorderganzenBevölkerung
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zu büssen haben .Dennirgendwann wird die Bevölkerung zumUrteil überdiese

Politikdochberufenwerden .SiekönneneineGalgenfristhaben ,aberdieser
Urteilsspruchwirdkommen( Lebh .Beifall . d .Soz, ) .VonRednernderchristl .
Parteiist förmlichderRufnachneuenAttackendesAbsolutismusgegendieGemeindeWienausgestossenworden.DieseGesinnungwirdmansicheben-¬
falls merkenundes wird der Augenblickkommen ,womanmit ihrgründlich
abrechnenwird .DieRegierungMotzkohat ja förmlichderRegierungeinenWiener

Speiszettelder/Steuernvorgelegt,diesiedurchNotverordnungenzerstörer
soll .Manwirddafürsorgen ,dassdieWienerBevölkerungdieseGesinnung

erfährt .( Lebh .Beifall . d .Soz . ) Aufdie FragedesAbg .Dr .Hankewegen
einesSparprogrammsderGemeindeerklärtderFinanzreferent,dassselbst-¬
verständlichdieSteuereingämgederGemeindeinihrerEntwicklungsorg¬
fältigverfolgtwerden.Mankannheutenurimallgemeinensagen,dassnicht
nurbeidenBundessteuerm ,andenenwirteilhaben ,sondernbeieinigen,
nichtbeiallenGemeindesteuerneinerückläufigeEntwicklunginfolgeder
schwerenWirtschaftskrisewahrzunehmenist .DiedreiabgelaufenenMonate
des heurigenJahres gebenaber nochkein ausreichendesBild ,umgössere
Massnahmenauf demGebieteder Ersparungin die Wegezu leiten .DieVor¬
gängewerdenmitGewissenhaftigkeitverfolgtunddemGemeinderatundaller
fallsauchdemLandtagwerdenrechtzeitigsolcheVorschlägegemacht
werden.Wennnat .soz .Rednererklärthaben,siehättenerwartet,dasshier
auchüberdasStreikverbetundüberdieEisenbahnerverordnunggesprochen
werdenwird,sesinddlasGegenstände,dienichtunmittelbardennWiener
Landtagbeschäftigen .MorgenfindeteineSitzungdesBundesratesstatt ,
in der diese Gegenständegewiss zur Erörterung gelangenwerden .DieGemeinderätedernat . soz .ParteihabenaberauchüberdieFragender
allgemeinenPolitik gesprochenundhabengesagt ,die Sozialdemokratenknei-¬fenaus .IchmöchtedenHerrendernat . soz.Parzeinursagen ,Siekönnenje nach - demeinmaldie Regierungaufhetzen ,sie sei nochzutwenigantimar¬
xistischundin dernächstenStundewiederdie Sozialdemokratenaufzuhetzeversuchen ,dass sie sich alles gefallen lassen undwannsieendlich
aufdieBarrikadengehenwerden.(Abg. Scholg: AngsthabenSieimmer! )Nein.Angsthabenwir gar nicht wedervor Ihnennochvor HerrnDollfuss .Aber
wennSie auf die Barrikadengehenwollen ,danntun Sie es nur .WannwiraufdieBarrikadengehenwerden ,dashabenSichtSiezubestimmen,sonderndas
wirddie sozialdemokratischePartei undihre Anhängerbestimmen(Stürmische
Beifall . d .Soz. -Zwischenrufe. d .Nat. - Abg.Scholz :DawerdenIhreArbeitereineFreudehaben ! )Ja ,daranwerdendie ArbeitereineFreudehaben ,weil
sie nichtgewilltsind ,Ihnendie KastanienausdemFeuerzuhoöen(StürmischerBeifall . d.Soz .- Zwixchnrufe ) .SiemögenIhreTaktikgegen¬
überder RegierungDollfusseinrichten ,wieSie wollen,wirwerdenunsere
TaktiknachdenBedürfnissenundNotwandigkeitendersoz .dem .Parteieinric
tenundnichtnachIhrenBedürfnissen.DasmerkenSiesich !(Lebh.Beifallb .d .Sez . )

EsfolgtdieAbstimmungüberdenAntragDr .Danneberg.
DieserAntragwirdangenommen:

Damitist dieBehandlungderdringlichenAnerageerledigt.275
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Eswirdnunmehrin die Tagesordnungeingegangenund
amtsführendenST. R.RichterberichtetüberdenRochnungsabschlussdes
Fortbildungsschulrates für Wien für 1931 und über denVoranschlag
des WienerFortbildungsschulfondsfür das Jahr 1933 .ImVoranschlag
für 1933 wurden die Ausgabenmit 1,692 . 000Schilling ,die Einnahmen
mit206 . 070Schillingangenommen,sodasssichbeinunbedenktesNetto¬
erfordernis von4,585 . 000Schilling ergibt .Die Kurialbeiträgewurden
mit 2,167 . 000Schilling festgesetzt .Währendam1 .Jänner 1931noch
2l . 615Schüler gezählt wurden ,warenes am1 .Jänner 1933nurmehr

17. 843. AbgeordneterStöger ( christl .soz . )führte
aus ,dass ebenso wie die Verwaltung der Gemeinde Wien auch das Fort¬
bildungsschulwesenin Wienim Sinne des sozialdemokratischenPartei¬
programmesgeführt wird ,weshalbdie christlichsoziale Landtagafraktion
den Rechnungsabschlussund Voranschlagablehnt .

Abgeordneter Gratzenberger ( Nat .soz . )führt un r and : ren

aus ,dassdie VerantwortlichenandemRechnungsabschlussdesFortbildung.
schulrates als Volkdschädlingewerdenin Schutzhaftgenommenwerden ,
wenndie Nationalsozialisten die Verwaltungführen werden .Erbespricht
dann die einzelnen Posten des Rechnungsabschlusses und kritisiert ,dass
die GemeindeWiendemFortbildungsschulfondsnicht wenigerals . 3

Millionen Schilling an Kurialbeiträgen schuldig geblieben ist ,während
sie auf der anderenSeite gegensäumigeGewerbetreibendewegenaus¬
ständiger KurialbeiträgeExekutionführt .DieNationalsozialistenwaren
nicht in der Lage ,auf die Gebarungder FortbildungsschulenEinfluss
zu nehmen ,die Christlichsizioalen Vertreter desFortbildungsschulrates
sind es aber der Oeffentlichkeit schuldig geblieben ,aus fie dortigen
Misstände hinzuweisen .( Widerspruh bei den Chr .soz . )Vorkurzem
haben die Sezialdemokraten einen Abbauvon 178 Lehrpersonenbeschlossen ,
der aber nicht nach sozialen Grundsätzen durchgeführt wurde .Wir habenz
IhremganzenSystemder Fortbildungsschulenkein Vertrauen ,weildiese
langsameine ZuchtanstaltvonLehrernwerden ,vondenenSieannehmen,
dass sie Ihrer Gesinnungsind .Einer der ärgsten Rerroristenist der
sattsam bekannte Jude Papanek .Er hat seinen Bezug als Gemeinderat ,
als Fortbildungsschullehrer ,seine Gattin ist Aerztin imLainzerspital .
Er ist es ,der die Lehrerin einer geradezuunerhörtenWeisedrangsa¬
liert .SolangesolcheZuständeherrschen ,könnenwirfür diesenVoran¬
schlag nicht stimmen .( Beifall . d .Nat .soz . )

AggeerdneterHuka( christl . soz. )verweistdarauf,
dassdie ZahlderSchülerum13 . 2Prozentunddie ZahlderKlassenum
mehr als 34 Prozent zurückgegangen ist .Trotzdem sind die Kurialbei¬

träge der Gewerbetreibendenvon 1925 bis 1931 vollständig unverändert
geblieben .DerRednerbeantragt ,die ZahlderVertreterderGewerbe¬
inhaber auf 15 zu erhöhen .Ferner stellt der Rednerden Antrag ,diemissbräuchliche Verwendung von Räumlichkeiten der Fortbildungsschulen

zu parteipelitischen Zweckensei ausnahmsloszu untersagen undUebertre¬tungen dieses Verbots strengenstens zu ahnden .
Nach dm Schkusswot des Referenten wird der Rechnungs - ¬

abschlussdesFortbildungsschulrates für Wienfür 1931undderVoran¬
schlag des Fertbildungsschulrates für 1933 genehmigt ,die Anträge
Huka werdenabgelehnt .Schluss der Sitzung 22 Uhr30 .

Bogenabfertigung 22 Uhr35 .
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